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Der Wohlfahrtsstaat alter Prägung hat ausgedient. Gründe dafür sind wirtschaftliche, 
soziale und demographische Veränderungen. Als Rezept gegen die Krise des klassi-
schen Wohlfahrtsstaats wurde – ausgehend von den USA – eine neue Form von Sozi-
alpolitik formuliert: Workfare. Workfare basiert auf dem Prinzip von Leistung und Ge-
genleistung. Erwerbslos gewordene Menschen sollen mittels verpflichtender 
Massnahmen zur Aktivierung wieder in die Lohnarbeit gebracht werden. Der Bezug von 
Sozialleistungen wird an eine Pflicht zur Gegenleistung vornehmlich durch Arbeit ge-
koppelt, Sozialleistungen müssen demnach verdient werden. Das Prinzip von Workfare 
gewinnt seit den 1990er Jahren unter dem Begriff der Aktivierung auch in europäischen 
Staaten zunehmend an Bedeutung. Unter sozialdemokratischer Führung hat sich in 
Europa eine ‚Politik des Dritten Weges‘ zur Reform des Wohlfahrtsstaates entwickelt. 
Im Gegensatz zu den anglo-amerikanischen Staaten mit ihrer konsequent neoliberalen 
Politik (schlanker Staat, nur noch residualer Wohlfahrtsstaat für die ‚wirklich‘ Bedürft i-
gen) vertritt der ‚Dritte Weg‘ die Überzeugung, dass der Sozialstaat auch in Zeiten der 
Globalisierung zur Sicherung des gesellschaftlichen Zusammenhalts gebraucht wird, 
dass aber seine Finanzierung nur durch geringere Leistungstiefe möglich ist.  
 
In der Schweiz orientieren sich seit Mitte der 1990er Jahre u.a. auch die Arbeitslosen-
versicherung und die Sozialhilfe am Aktivierungsparadigma, was bedeutet, dass die 
Ausrichtung von Sozialleistungen zunehmend an eine Arbeitspflicht gebunden wird, 
oder anders gesagt: Leistung gegen Gegenleistung. Ziel ist, Betroffene aus der finan-
ziellen Abhängigkeit zu führen und damit die einzelnen Sozialwerke zu entlasten. 
Höchste Priorität hat die Vermittlung arbeitsfähiger LeistungsbezügerInnen in den ers-
ten Arbeitsmarkt. Aber auch von nur bedingt leistungsfähigen und nicht erwerbsfähigen 
SozialhilfebezügerInnen wird eine Gegenleistung erwartet. Erwerbslose müssen sich 
zudem aktiv an der Arbeitssuche beteiligen und fast jede verfügbare und also auch 
prekäre Arbeit annehmen, da bei mangelnder Kooperation Leistungskürzungen drohen.  
 
Mit arbeitsmarktlichen Massnahmen werden zwei Ziele verbunden: Auf der einen Seite 
das Ziel der ‚sozialen Teilhabe‘ oder ‚sozialen Integration‘. Auf gesellschaftlicher Ebe-
ne bedeutet dies, dass Desintegrations- und Ausgrenzungsprozesse verhindert, auf 
der individuellen Ebene, dass Zugehörigkeit und Autonomie gefördert werden sollen. 
Auf der anderen Seite steht das Ziel der wirtschaftlichen Unabhängigkeit, was auf ge-
sellschaftlicher Ebene eine finanzielle Entlastung bringen soll und auf individueller 
Ebene die finanzielle Unabhängigkeit. Die Gewichtung der beiden Ziele variiert je nach 
gesellschaftlicher Situation und je nach AkteurInnen. Die Sozialwerke plagen zuneh-
mend Finanzierungssorgen, weil eine wachsende Zahl von Menschen auf ebensolche 
Leistungen angewiesen ist. In der Folge scheint auch in der Schweiz vor allem das Ziel 
‚finanzielle Entlastung auf gesellschaftlicher Ebene‘ in den Vordergrund zu rücken. Das 
Ziel Existenzsicherung wird relativiert und der Druck zur raschen Reintegration in den 
Arbeitsmarkt verstärkt. 
 
Die Aktivierungspolitik ist für die Soziale Arbeit und deren professionelles Selbstver-
ständnis folgenreich. Grundsätzlich haben aktivierende Konzepte wie Stärkung der Ei-
genverantwortung, Hilfe zur Selbsthilfe oder Empowerment in der Sozialen Arbeit eine 
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lange Tradition. Die generelle Unterstützung Hilfesuchender bei der Lebensbewält i-
gung, was vor allem auch die „Organisation von Ressourcen, Räumen und Gelegen-
heitsstrukturen“ umfassen muss, ist ein ständiges Ziel Sozialer Arbeit (Thiersch, 1994, 
S. 137). Vordergründig scheint also Soziale Arbeit problemlos mit den Anliegen des ak-
tivierenden Sozialstaats vereinbar, die Grundidee der Aktivierung, die Förderung von 
Selbständigkeit und die Teilhabe an der Gesellschaft sind denn auch aus sozialarbeite-
rischer Sicht zu begrüssen. Wesentlich dabei sind aber die Werthaltung, die Macht-
konstellation und das Menschenbild dahinter. Im aktivierenden Sozialstaat werden ak-
tivierende Konzepte zum Programm: Nach der Maxime ‚fördern und fordern‘, die sich in 
jüngster Zeit immer mehr zum ‚Fordern und Fördern‘ entwickelt hat, wird von Betroffe-
nen verlangt, einen eigenständigen Beitrag zur selbständigen Lebensführung zu leis-
ten, auch wird ihnen vermehrt Eigenverantwortung übertragen. Stossend daran ist, 
dass erfolglose Aktivierungsversuche zunehmend als persönliches Versagen ausgelegt 
werden. Aus dem Mitbestimmungsrecht der Betroffenen wird im aktivierenden Sozial-
staat ein Zwang zur Gegenleistung unter Sanktionsandrohung. 
 
Dies die Ausgangslage, die die Autorin zu folgenden Fragestellungen geführt hat: 
 
 Woher kommt der Gedanke des aktivierenden Sozialstaats – wie wird der 
Wechsel vom Wohlfahrtsstaat zum aktivierenden Sozialstaat begründet und 
was beinhaltet er? 
 An welchen Elementen des aktivierenden Sozialstaats lässt sich die Entwick-
lung von Welfare zu Workfare in der Arbeitslosenversicherung und in den 
SKOS-Richtlinien erkennen? 
 Ist es für Sozialarbeitende in Arbeitsintegrationsprogrammen möglich, mit den 
Vorgaben des aktivierenden Sozialstaats auf der Grundlage des Empowerment-
Ansatzes Betroffene zu unterstützen und zu begleiten? 
 
Die Arbeit ist wie folgt gegliedert: 
 
In Kapitel 2 wird die Entwicklung vom Wohlfahrtsstaat zum aktivierenden Sozialstaat 
bzw. Workfare nachgezeichnet. Grundlage dafür bildet die Typologie der Wohlfahrts-
staaten von Esping-Andersen. Nach der typologischen Einordnung der Schweiz wer-
den Workfare-Ideologie und Praxis beschrieben und die Argumentationen der drei 
Wohlfahrtsstaatstypen vorgestellt. 
 
In den Kapiteln 3 und 4 werden die Entwicklungen von Welfare zu Workfare in der Ar-
beitslosenversicherung und den SKOS-Richtlinien nachgezeichnet, wobei der Fokus 
auf die jeweiligen aktivierenden Elemente gelegt wird. Da die Autorin im Kanton Bern 
wohnt, wurde bei der gesetzlichen Einbettung das bernische Sozialhilferecht beigezo-
gen. Während beim AVIG auf verschiedene Materialien zurückgegriffen werden konnte, 
fehlen solche bei den SKOS-Richtlinien grossmehrheitlich. In Kapitel 5 werden die dar-
gestellten Entwicklungen in der Arbeitslosenversicherung und den SKOS-Richtlinien 
auf dem Hintergrund der Typologie der Wohlfahrtsstaaten analysiert. 
 
In Kapitel 6 wird zunächst der Empowerment-Ansatz vorgestellt. Die Auswirkungen auf 
das Verständnis der Professionellen der Sozialen Arbeit, die verschiedenen neuen Rol-
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len, die sich aus dem Ansatz ergeben und wesentliche Methoden in der Arbeit auf ind i-
vidueller Ebene runden das Kapitel ab.  
 
In Kapitel 7 wird zunächst auf Parallelen von Empowerment und Aktivierung (im Sinne 
von Workfare) hingewiesen, in einem zweiten Schritt werden dann anhand von vier 
ausgewählten Blickfeldern Differenzen aufgezeigt. Mit den Schlussfolgerungen in Kapi-
tel 8 wird abgeleitet, wie Sozialarbeitende in Arbeitsintegrationsprogrammen den Em-
powerment-Ansatz auch unter Vorgaben des aktivierenden Sozialstaas nutzen können. 
2. Vom Wohlfahrtsstaat zum aktivierenden Sozialstaat (von Welfare zu 
Workfare) 
In diesem Kapitel wird die Entwicklung vom Wohlfahrtsstaat zum aktivierenden Sozia l-
staat bzw. zu Workfare nachgezeichnet. Zunächst werden die Wohlfahrtsstaatstypen 
nach Gosta Esping-Andersen beschrieben. Der dänische Soziologe hat mit seinem 
Werk The Three Worlds of Welfare Capitalism (1990) eine Typologie vorgeschlagen, 
die wie keine andere die Debatte um systematische Unterschiede zwischen Sozia l-
staatsmodellen bis in die Gegenwart prägte.1 Nach der typologischen Einordnung der 
Schweiz wird die Entwicklung zu Workfare auf dem Hintergrund der ‚drei Welten des 
Wohlfahrtskapitalismus‘ beschrieben. 
2.1. Begriffe 
Wohlfahrt und Wohlfahrtsstaat 
Der Begriff umfasst sowohl eine materielle wie auch eine ideelle Komponente. Neben 
der gesicherten Existenzgrundlage geht es im Wohlfahrtsstaat darum, für jedermann 
eine befriedigende Position in der Gesellschaft, eine gesicherte Rechtsstellung und in-
dividuelle Freiheitsrechte zu sichern. Insgesamt kommt der traditionelle Wohlfahrtsbeg-
riff dem modernen Ausdruck der Lebensqualität sehr nahe. Der Begriff Wohlfahrt defi-
niert nicht einen endgültig feststehenden Zustand, sein rechtlicher Inhalt verändert sich 
vielmehr mit der sozialen Entwicklung und mit dem Wertewandel und hat somit dyna-
mischen Charakter. (Hans Peter Tschudi, 1996, S. 11f) 
 
Die Hochblüte des Wohlfahrtsstaats ist im Zeitraum zwischen 1950 und 1980 anzusie-
deln; kennzeichnend dafür ist, dass Sozialleistungen ‚frei‘ von Bedingungen ausbezahlt 
werden. Funktional gesehen identifizieren Rolf G. Heinze, Josef Schmid und Christoph 
Strünck (1999) vier grundlegende Aufgaben des modernen Wohlfahrtsstaates: 
- Die Schutzfunktion (durch kollektive Sicherung gegen die Risiken der Industriege-
sellschaft) 
- Die Verteilungs- und Umverteilungsfunktion (durch Eingriffe etwa in die Primärein-
kommen) 
                                                        
1 Die Unterscheidung der verschiedenen Wohlfahrtsstaatstypen durch Esping-Andersen wurde teilweise stark kritisiert. 
Bemängelt wurden insbesondere: Als wichtigster Einwand ist der Vorwurf der gender- und Familienblindheit. Ein 
zweiter wesentlicher Punkt betrifft Vorschläge zur Erweiterung der Typologie (‚Vierte -Welt-Vorschläge‘ für ver-
schiedene Staaten wie die europäischen Mittelmeerstaaten, Japan oder die neuen postkommunistischen Wohl-
fahrtsstaaten Osteuropas). (Ullrich, 2005, S. 48f) 
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- Die Produktivitätsfunktion (durch Erhaltung und Förderung des Faktors Arbeit)  
- Die gesellschaftspolitischen Funktionen (durch Integration und Legitimation).  
Mit Blick auf die ökonomisch erzeugten Ungleichheiten tritt als weitere Funktion des 
modernen Wohlfahrtsstaates die grundlegende Korrekturfunktion hinzu: Der ursprüng-
liche Zwang, sich in jeder Lebenssituation über Erwerbsarbeit seine Existenz zu s i-
chern, wird abgemildert und das Gefüge der Sozialstruktur durch staatliche Politik be-
einflusst. (Heinze, Schmid & Strünck, 1999, S. 15f) 
 
Workfare oder aktivierender Sozialstaat2 
Workfare ist eine Form von Sozialpolitik, die in den 1980er Jahren des 20. Jahrhun-
derts aufgekommen ist und in deren Rahmen erwerbslos gewordene Personen mittels 
verpflichtender Massnahmen zur Aktivierung wieder in die Lohnarbeit zurückgebracht 
werden sollen. Das konstitutive Element von Workfare ist das Prinzip von Leistung und 
Gegenleistung. Der Bezug von Sozialleistungen wird an eine Pflicht zur Gegenleistung 
vornehmlich durch Arbeit gekoppelt, Sozialleistungen müssen demnach verdient wer-
den. Der Begriff entstand in den USA unter Präsident Clinton (1993-2001): Der von ihm 
1996 eingeführte Welfare Reform Act wurde durch das Motto ‚from welfare to work‘ ge-
prägt, woraus sich dann aus dem Zusammenzug von Work (Arbeit) und Welfare (Wohl-
fahrt) der Kunstbegriff Workfare entwickelte. Workfare ist als fester Begriff auch ins 
Deutsche gelangt. Nach Michael Opielka (2004) gelang es erst mit dem Begriff der Ak-
tivierung, auch die zunächst skeptische Sozialdemokratie zu gewinnen. Aktivierung gilt 
vor allem seit dem Regierungsantritt von New Labour 1997 in Grossbritannien als die 
sanfte, sozialdemokratische Variante von Workfare. (Opielka, 2004, S. 88; Hilmar 
Schneider, 2009, S. 127f; Kurt Wyss, 2009, S.9) 
2.2. Typologie der Wohlfahrtsstaaten nach Esping-Andersen 
Ausgangspunkt von Esping-Andersen ist der Gedanke, dass der Entwicklungspfad der 
breit verstandenen Sozialpolitik (der ‚Wohlfahrtspolitik‘) eines bestimmten Staates ent-
scheidend von dessen historischen Charakteristiken geprägt ist. In kapitalistisch orga-
nisierten Staaten haben sich auf diese Weise unterschiedliche Typen von Wohlfahrts-
staaten herausgebildet, die die Rolle des Staates auf die Ordnung des 
Wirtschaftslebens verschieden interpretieren. Das übliche Unterscheidungsmerkmal für 
Wohlfahrtsstaaten – das Leistungsniveau (Höhe der Sozialausgaben) – schien Esping-
Andersen als einziger Indikator für Wohlfahrtsstaatlichkeit unzureichend. (Eric Patry, 
2010, S. 267f) Er schlägt zunächst drei Kriterien vor: 
 
„Aus unserer Sicht geht es zuallererst um die Gewährung sozialer Rechte. Dies beinhaltet hauptsächlich 
die De-Kommodifizierung des Status der Individuen gegenüber dem Markt. Zweitens beinhaltet die sozia-
le Staatsbürgerschaft eine bestimmte Form sozialer Stratifizierung; der Bürgerstatus, der jedem einzelnen 
verliehen wird, konkurriert mit dessen Klassenlage oder nimmt gar deren Stellung ein. Drittens muss der 
Wohlfahrtsstaat auch im Sinne einer Schnittstelle zwischen Markt, Staat und Familie verstanden werden.“ 
(Esping-Andersen, 1998, S. 36) 
 
                                                        
2 Der Begriff Sozialstaat ersetzt im deutschen Sprachraum weitgehend den international verwendeten Begriff ‚Wohl-
fahrtsstaat‘. (Bernard Degen, 20.02.2004) 
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Die ersten beiden Kriterien sind für die weitere theoretische Spezifizierung und also 
das Verständnis der drei Wohlfahrtsstaatstypen wesentlich. Daraus resultieren qualita-
tiv unterschiedliche Arrangements zwischen Staat, Markt und Familie, die sich in den 
drei Wohlfahrtsstaatstypen wiederfinden. (Esping-Andersen, 1998, S. 43) 
 
De-Kommodifizierung 
Mit dem Aufkommen marktwirtschaftlicher Gesellschaftsmodelle ist die Arbeit allmäh-
lich zu einer ‚kommerziellen Ware‘ geworden, die von Angebot und Nachfrage auf dem 
Arbeitsmarkt bestimmt ist, von der aber gleichzeitig auch die materielle Existenz ab-
hängt (Kommodifizierung der Arbeit). Entsprechend bedeutet De-Kommodifizierung die 
Abkoppelung der sozialen Sicherheit vom Arbeitsmarkt, womit die (Arbeits-
)Marktabhängigkeit der Bürgerinnen und Bürger reduziert wird. De-Kommodifizierung 
steht für das Mass, in dem Verteilungsfragen vom Marktmechanismus entkoppelt sind. 
Die blosse Existenz von Sozialhilfe oder Sozialversicherungen bedeutet indes nicht 
notwendigerweise auch eine spürbare De-Kommodifizierung. Entscheidend dafür sind 
vielmehr drei Aspekte: die Regeln, nach denen Leistungen vergeben werden, die Höhe 
der Einkommensersatzleistungen im Vergleich zum Lohn und der Umfang der sozialen 
Rechte. Die de-kommmodifizierende Wirkung eines Sicherungssystems steigt mit der 
Höhe der Einkommensersatzleistungen, mit der Bezugsdauer von Leistungen und mit 
abnehmender Restriktivität des Zugangs zu Leistungen. Ein hoher De-
Kommodifizierungsgrad bedeutet eine weitgehende Entkopplung von Sozialleistungen 
und (früherer) Erwerbstätigkeit, wie in der Schweiz z.B. bei der AHV. (Esping-
Andersen, 1998, S. 36ff; Patry, 2010, S. 267; Carsten G. Ullrich, 2005, S. 44f) 
 
Stratifizierung 
Beim Kriterium der Stratifizierung (soziale Schichtung) geht es um die Wirkung des 
Wohlfahrtsstaates auf die soziale Ungleichheit. Esping-Andersen (1998) betont dabei, 
dass der Wohlfahrtsstaat nicht einfach nur auf bestehende Ungleichheit reagiere und 
diese verringere, sondern vielmehr ein eigenes System der Stratifizierung sei (S. 39). 
Bedürftigkeitsgeprüfte Sozialhilfeleistungen sollen soziale Gegensätze eigentlich ver-
mindern, verstärken sie aber durch Stigmatisierung, wodurch diese Art von Hilfe zu so-
zialen Gegensätzen führt. Sozialversicherungen sind auf den Erhalt von Statusunter-
schieden ausgerichtet und reproduzieren so die soziale Ungleichheit. Nur 
universalistische Systeme, in denen alle Bürgerinnen und Bürger unabhängig von ihrer 
Klassenzugehörigkeit oder Marktstellung mit ähnlichen Rechten ausgestattet sind, zie-
len auf Statusgleichheit und eine klassenübergreifende Solidarität. (Esping-Andersen, 
1998, S. 39f; Ullrich, 2005, S. 45) 
 
Auf Grundlage dieser Kriterien unterscheidet Esping-Andersen (1998) zwischen drei 
Wohlfahrtsstaatstypen, die folgendermassen umschrieben werden können:  
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2.2.1. Der liberale Wohlfahrtsstaatstyp 
Der liberale Wohlfahrtsstaat zeichnet sich durch bedarfsgeprüfte Sozialfürsorge, nied-
rige universelle Transferleistungen3 und eine starke Orientierung am Marktprinzip aus. 
Opielka (2004) nennt als dessen höchstes sozialpolitisches Gut den freien Marktzu-
gang aller, dem durch Privatisierung und marktliche Steuerung Rechnung getragen 
werden soll (S. 293). Gemäss liberaler Konzeption ist ein möglichst frei ausgestalteter 
Markt das beste Mittel, um die Wohlfahrt eines möglichst grossen Teils der Bevölke-
rung zu garantieren. Der freie Markt bringt jedoch zwangsläufig VerliererInnen hervor, 
deshalb bedarf es einer expliziten sozialstaatlichen Absicherung, die durch die öffentl i-
che Fürsorge gewährleistet werden soll. Leistungen werden jedoch nur im Bedarfsfall 
und auch hier nur in einer lediglich die minimale Existenz deckenden Weise ausgerich-
tet (Bedarfs- und Fürsorgeprinzip). Archetypen dieses Modells sind die Vereinigten 
Staaten, Kanada und Australien, als diesem Modell nahekommende Länder sieht 
Esping-Andersen (1998) Grossbritannien und die Schweiz (S. 44). (vgl. Kap. 2.3)  
2.2.2. Der konservative oder korporatistische Wohlfahrtsstaatstyp 
Der konservative oder korporatistische Wohlfahrtsstaatstyp ist auf den Erhalt beste-
hender Machtverhältnisse respektive den Erhalt von Statusunterschieden ausgerichtet. 
Der Staat greift nur dann ein, wenn die Selbsthilfefähigkeit der Gemeinschaften (insbe-
sondere der Berufsgruppen oder der Familie) erschöpft ist. Er betont unmitte lbar die 
soziale Einbindung des Menschen in die tradierten Lebensformen wie Familie, Ge-
meinde, Arbeit oder Nation (Wyss, 2009, S. 18). Im konservativen Wohlfahrtsstaatstyp 
üben die Kirchen einen grossen Einfluss aus, weshalb die Verpflichtung zum Erhalt 
traditionaler Familienformen und die Orientierung am Subsidiaritätsprinzip ausgeprägt 
sind (Esping-Andersen, 1998, S. 44; Ullrich, 2005, S. 46). Um die Einbindung der Men-
schen gegen die Unwägbarkeiten des Kapitalismus aufrecht zu erhalten, wurden kor-
poratistische Absicherungssysteme geschaffen, für den Bezug von Sozialleistungen ist 
das Versicherungsprinzip die präferierte Leistungsform. Beispiele dieses Typus sind 
Deutschland, Österreich, Italien und Frankreich. (Esping-Andersen, 1998, S. 39f) 
2.2.3. Der sozialdemokratische Wohlfahrtsstaatstyp 
Im sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaatstyp ist die Solidarität wesentlichstes Prinzip 
und das wohl bezeichnendste Merkmal die Verknüpfung von Arbeit und Wohlfahrt. Er 
zielt auf die maximale individuelle Unabhängigkeit sowohl vom Markt wie von der Fami-
lie (Ullrich, 2005, S. 47). Opielka (2004) nennt als dessen höchstes sozialpolitisches 
Gut die Gleichheit der Bürgerinnen und Bürger. Bei der Finanzierung setzt man auf 
Steuern, um eine möglichst hohe, als solidarisch betrachtete Umverteilung zu gewähr-
leisten. Die Einkommensgrundsicherung basiert vor allem auf der Erwerbsarbeit, wes-
halb Vollbeschäftigung angestrebt wird. (Opielka, 2004, S. 294). Zu diesem Typus ge-
hören die skandinavischen Länder. 
                                                        
3 „Als Transferleistungen werden alle Zahlungen staatlicher Organe bezeichnet, die auf eine Verminderung der Bela s-
tung der Haushalte und Privatpersonen abzielen, welche durch das Eintreten bestimmter Bedürfnisse (…) oder 





Esping-Andersen hat die drei Wohlfahrtsstaatstypen zwar empirisch hergeleitet, trotz-
dem handelt es sich primär um theoretische Konstrukte, eben Idealtypen, die in ihrer 
reinen Form nicht vorkommen. Reale Wohlfahrtsstaaten sind Mischformen, die ver-
schiedene Elemente der Idealtypen enthalten können. (Ullrich, 2005, S. 46) 
 
Ein weiterer Typus wurde von Opielka (2004) vorgeschlagen, Patry (2010) nimmt die-
sen auf: Der garantistische Wohlfahrtsstaatstyp zeichnet sich durch zwei Merkmale 
aus: Auf der einen Seite bildet der Status als BürgerIn und nicht derjenige als Arbei t-
nehmerIn den Bezugspunkt für sozialpolitische Rechte und Pflichten. Auf der anderen 
Seite haben alle BürgerInnen ein Grundrecht auf Teilhabe an allen sozialen Funktions-
systemen. (Patry, 2010, S. 270) 
2.3. Entwicklung und typologische Einordnung der Schweiz 
Der schweizerische Wohlfahrtsstaat weist Elemente aller vier Wohlfahrtsstaatstypen 
auf. Die Mischung verschiedener wohlfahrtsstaatlicher Elemente in der Schweiz äus-
sert sich bereits in ihrer Sozialverfassung4: Das Sozialstaatsprinzip kann zu den zent-
ralen Strukturprinzipien der Bundesverfassung gezählt werden. So wird als elementa-
rer Zweck des Bundes die Förderung der gemeinsamen Wohlfahrt (Art. 2 Abs. 2 BV) 
genannt und damit ein grundlegendes Bekenntnis zum Sozialstaat ausgedrückt. Die 
Grundzüge der schweizerischen Sozialverfassung beruhen auf drei Prinzipien: 
1. Der persönlichen Verantwortung im Sinne der Pflicht, soweit möglich eigenver-
antwortlich für sich selbst zu sorgen. 
2. Der (primär staatlich verwirklichten) wechselseitigen Verantwortung, der Solida-
rität – sowohl im Sinn von sozialem Ausgleich als auch der gleichmässigen Ver-
teilung öffentlicher Lasten. 
3. Der Subsidiarität staatlichen Handelns: Was der Einzelne zu leisten vermag, 
soll nicht an die Gemeinschaft delegiert werden. Wo der Einzelne aber nicht tä-
tig werden kann, sollen soweit möglich private Verbände die Lücke füllen. Erst 
an dritter Stelle soll das politische Gemeinwesen subsidiär einspringen. 
 
Die starke Betonung von persönlicher Verantwortung, privater Initiative und Subsidiar i-
tät lässt sich im Sinne des liberalen Wohlfahrtsstaatstyps interpretieren. Das program-
matische Sozialziel der Teilhabe jeder Person an der sozialen Sicherheit (Art. 41 Abs. 
1 lit. a und Abs. 2 BV) beurteilt Patry (2010) als deutlich garantistisch (S. 290).  
2.3.1. Prägende Faktoren der Entwicklung des schweizerischen Wohlfahrtsstaates  
Die Ausgestaltung des schweizerischen Sozialstaats erfolgte gegenüber anderen eu-
ropäischen Staaten vergleichsweise spät. Die BürgerInnen waren lange Zeit primär auf 
sich selbst und ihre Gemeinschaftsbindungen wie Familie oder Dorf sowie ihre Arbeit-
                                                        
4 „Die Sozialverfassung ist der Teilbereich der Bundesverfassung, der die Schweiz als Sozialstaat ausweist. In ihm 
enthalten sind sämtliche sozialrelevanten Bestimmungen. Die Bundesverfassung bekennt sich zwar nicht expressis 
verbis zur Sozialstaatlichkeit, enthält sie aber (versteckt) als Strukturprinzip. Einschlägige Bestimmungen finden sich 
über die ganze Verfassung verstreut, in Form von programmatischen Normen, sozialen Grundrechten, Kompetenzbe-
stimmungen.“ (Matthias Kradolfer, 2007) 
 10 
 
gebenden angewiesen, dies ganz im Sinne des liberalen Wohlfahrtsstaats. Erst nach 
dem zweiten Weltkrieg wurde der Sozialstaat in der Schweiz zuerst zaghaft und dann 
mit zunehmender Dynamik auf- und ausgebaut. Die erst späte Entwicklung der 
Schweiz ist auf verschiedene Spezifika zurückzuführen, die im Folgenden aufgezeigt 
werden. 
 
Ablehnung staatlicher Allmacht 
Die Schweizerische Wohlfahrtsstaatsentwicklung ist, wie Patry (2010) analysiert, tradi-
tionell von der verbreiteten Ablehnung staatlicher Allmacht geprägt. Zur Illustration ein 
Zitat von Arnold Saxer (1951), (Direktor des Bundesamtes für Sozialversicherung ab 
1938):  
 
„Dem Schweizer ist auch eigen eine Abneigung gegen eine Ausdehnung der staatl ichen Bürokratie und 
gegen die Zunahme der Zahl der Staatsbeamten. Das tiefe staatspolitische Grundgefühl des Schweizers 
ist ein Hang zu Freiheit, zur Unabhängigkeit und zur Selbständigkeit des Individuums. Durch alles hin-
durch geht das Verlangen nach dem Primat des Individuums gegenüber der Staatsallmacht. Dieses Ge-
fühl ist in allen Schichten des Volkes sehr stark verbreitet; es macht sich durchaus auch in Kreisen be-
merkbar, die gesinnungsmässig den sog. ‚Linkskreisen‘ angehören.“ (zit. in Patry, 2010, S. 282)  
 
Ende des 19. Jahrhunderts wurde der sozialpolitische, konservative Weg von Bis-
marck, dem ‚Vater‘ der deutschen Sozialversicherung, in der Schweiz zwar diskutiert, je-
doch rasch wieder verworfen, eine schnelle autoritäre Einführung sozialpolitischer Inst i-
tutionen ‚von oben‘ war in der Schweiz nicht möglich. Patry (2010) führt aus, dass das 
bismarcksche Sozialstaatskonzept der Klassenversicherung, das seine historischen 
und politischen Wurzeln in einem obrigkeitsstaatlichen Paternalismus habe, schlicht-
weg nicht in den republikanischen Kontext der Schweiz passte. Dazu Bundesrat Lud-
wig Forrer im Jahr 1885: „Das Richtige (ist), das deutsche System in seinen Grundzü-
gen zu adoptiren und unseren republikanisch-demokratischen Prinzipien gemäss 
umzugestalten.“ (zit. in Patry, 2010, S. 275) 
 
Föderalismus und direkte Demokratie 
Entwicklung und Strukturen der Sozialversicherungen wurden nicht nur durch die Ver-
fassungsinitiative, sondern auch durch das Gesetzesreferendum entscheidend geprägt.  
Das Gesetzesreferendum wirkte gleichsam als Bremse der Gesetzgebung, die den 
Auf- und Ausbau der Sozialversicherung stark verzögerte (Alfred Maurer, Gustavo 
Scartazzini & Marc Hürzeler, 2009). Demgegenüber habe die Verfassungsinitiative die-
sen Prozess vielfach beschleunigt, da Bundesbehörden wesentliche Postulate der In i-
tiantInnen durch Änderung der bestehenden Gesetze verwirklichten. Durch die zögerli-
che und zurückhaltende Entwicklung des schweizerischen Sozialstaats entstanden 
(Sicherungs-)Lücken, die bereits früh durch andere Initiativen abgedeckt wurden. Auf 
diesem Hintergrund entwickelte sich in der Schweiz ein stark ausdifferenziertes System 
der sozialen Sicherheit mit privaten, betrieblichen, kommunalen und kantonalen Trä-
gerschaften. Insbesondere nach dem Zweiten Weltkrieg zeigte sich dann aber, dass 
dieses System zu fragmentiert und lückenhaft war, um eine sozialpolitisch zufrieden-
stellende Antwort auf die soziale Frage zu bieten. (Alfred Maurer, Gustavo Scartazzini 





Die frühen sozialpolitischen Massnahmen des Staates waren am Bild des ‚selbständi-
gen Bürgers‘ ausgerichtet. Dies ist nach Ansicht von Patry (2010) auch auf das Wirken 
des lange Zeit staatstragenden Freisinns zurückzuführen, der die Entstehung des So-
zialstaats zunächst zwar befürwortete, dabei aber am Ideal der ‚Republik des Mit-
telstandes‘ sowie an der Bedeutung bürgergesellschaftlicher Selbstorganisation fest-
hielt. (Patry, 2010, S. 288) 
 
Religion 
Von Bedeutung für die Sozialstaatsentwicklung sind auch in religiösem Denken wur-
zelnde Begründungsmuster. In der Schweiz erwies sich gemäss Patry (2010) insbe-
sondere die protestantisch-calvinistische Tradition als wirkungsmächtig. Mit ihrer Beto-
nung von Eigenverantwortung und Leistungsgerechtigkeit bildete sie das religiöse 
Fundament des verbreiteten staatskritischen Denkens. Patry (2010) geht davon aus, 
dass die entsprechenden Werthaltungen, insbesondere Berufsethos, Selbsthilfe, De-
zentralisierung und Eigenaktivität die Wohlfahrtsentwicklung beeinflussten und die Be-
tonung des Subsidiaritätsprinzips sowie die vergleichsweise späte Entwicklung des 
schweizerischen Wohlfahrtsstaats begünstigten. Gleichzeitig haben aber auch katho-
lisch-konservative Kräfte den Gang der schweizerischen Sozialpolitik beeinflusst, in-
dem sie etwa lange Zeit gegen bundesweite sozialpolitische Regelungen kämpften und 
damit die verzögerte Entwicklung des Sozialstaats mitprägten. (Patry, 2010, S. 283) 
2.3.2. Typologische Einordnung 
Esping-Andersen (1998) verortet die Schweiz in der Nähe des liberalen Wohlfahrts-
staatstyps (vgl. Kap. 2.2.1). Patry (2010) geht davon aus, dass dies bis Ende der 
1970er Jahre auch der allgemeinen Wahrnehmung entsprach und bis heute noch ein 
Stück weit berechtigt sei (S. 285). Seines Wissens existiert bisher keine umfassende 
wissenschaftliche Studie zur kulturellen Prägung des schweizerischen Wohlfahrtsstaa-
tes. Von Herbert Obinger (1998, in Patry, 2010, S. 285) wird folgende Einordnung vor-
geschlagen: 
- Krankenversicherung: liberal 
- AHV/IV: sozialdemokratisch/liberal 
- zweite Säule der Altersvorsorge: konservativ 
- dritte Säule der Altersvorsorge: liberal 
- Arbeitslosenversicherung: konservativ/sozialdemokratisch 
- Unfallversicherung: konservativ 
Aus dieser Einschätzung heraus bezeichnet er den schweizerischen Wohlfahrtsstaat 
als Mischtyp, der sowohl liberale, konservative wie auch sozialdemokratische Elemente 
aufweise und am ehesten als europäischer Sozialversicherungsstaat der politischen 
Mitte bezeichnet werden könne. (Patry, 2010, S. 285) In der Altersvorsorge (1. Säule) 
und der Krankenversicherungen werden auch weich garantistische Elemente erkannt. 
Michael Nollert (2007) analysiert, dass sich die Schweiz „vergleichsweise resistent ge-
genüber Versuchen, den Sozialstaat einer neoliberalen Radikalkur zu unterziehen“ (zit. 
in Patry, 2010, S. 286) zeige. Daraus schliesst er, dass sich die Schweiz vom liberalen 
zum liberal-konservativen ‚europäischen‘ Wohlfahrtsstaatstyp verschiebe. Insbesonde-
re die Arbeitslosen- und die Invalidenversicherung sowie die Sozialhilfe sind in den 
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letzten paar Jahren deutlich liberaler geworden (bez. AVIG und Sozialhilfe vgl. Kap. 3 
und 4).  
2.4. Von Welfare zu Workfare 
Seit der Hochblüte der Wohlfahrtsstaaten haben sich die Rahmenbedingungen geän-
dert, die europäischen Wohlfahrtsstaaten stehen vor neuen Herausforderungen. Die 
politischen Debatten um die Krise und die Zukunft des modernen Wohlfahrtsstaates 
sind gemäss Heinze et al. (1999) Alltag in allen Ländern – zumindest der ersten und 
ehemaligen zweiten Welt. Überall sind die Dinge aus den Fugen geraten, werden Um- 
und Abbaupläne geschmiedet, es findet ein Wechsel von Welfare zu Workfare statt. 
(Heinze et al., S. 97) Susanne Lütz (2004) nennt sowohl exogene wie endogene Fakto-
ren, die den Prozess von Welfare zu Workfare angestossen haben; die wichtigsten 
werden im Folgenden vorgestellt. 
2.4.1. Globalisierung als exogener Faktor 
Ein erster, enger Zusammenhang besteht zwischen der Globalisierung und dem Um-
bau der Sozialpolitik im Wohlfahrtsstaat, Heinze et al. (1999) erachten vor allem einen 
Effekt der Globalisierung als zentral: die schleichende Entmachtung des Nationalstaa-
tes. Sämtliche wohlfahrtsstaatlichen Regulierungen seien nicht nur im historischen 
Verbund mit dem modernen Nationalstaat entstanden, sondern auch auf nationale 
Problemlösungen zugeschnitten. (Heinze et al., 1999, S. 39) Auch Mark Evans und 
Philip G. Cerny (2004) zeigen, dass die Sozialpolitik als ein relativ selbständiges und 
im Kern nationales Politikfeld angesehen wurde. Entscheidungen, wie Ressourcen zwi-
schen gesellschaftlichen Gruppen umverteilt werden sollen, waren zudem lange Zeit 
politisch bedingt, sie basierten auf den konkurrierenden Wertesystemen der verschie-
denen Parteien und wurden auf der Grundlage einer Verbindung von ethischen Über-
zeugungen und Wählerpräferenzen diskutiert und gefällt. (Evans & Cerny, 2004, S. 
208) Mittlerweile besteht jedoch ein Konsens über die Notwendigkeit, sich den ‚Realit ä-
ten‘ der Globalisierung anzupassen, und politische Akteure aus dem gesamten Parte i-
enspektrum haben begonnen, ihre politische Programmatik zu ändern. (vgl. Kap. 2.5) 
2.4.2. Endogene Faktoren 
Neben der Globalisierung als exogener Faktor können Probleme moderner Wohlfahrts-
staaten auch hinreichend durch endogene Faktoren erklärt werden. Lütz (2004, S. 14) 
führt folgende Faktoren an: 
- Reifung der wohlfahrtsstaatlichen Regimes: Erhebliches Wachstum der europä-
ischen Wohlfahrtsstaaten von der Nachkriegsperiode bis zu Beginn der 1970er 
Jahre, steigende fiskalische Forderungen an den Wohlfahrtsstaat, wachsende 
Haushaltsverschuldung und Bindung fiskalischer Ressourcen zur Bezahlung 
von Zinsen 
- Überalterung der Bevölkerung aufgrund des Rückgangs der Geburtenraten und 
längerem Lebensalter insgesamt 
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- Veränderung der Familienstrukturen und steigendes Interesse von Frauen an 
einer Erwerbstätigkeit 
- Tertiarisierung und Wandel zur postindustriellen Gesellschaft 
2.5. Workfare-Ideologie und -Praxis 
Das Workfare-Modell dreht nach Robert E. Leu et al. (2009) die Logik des Sozialstaats 
um: „Statt eines Anspruchs auf Hilfe besteht ein Anspruch auf Arbeit“ (S. 105). Das 
Modell sieht vor, dass erwerbsfähigen Bedürftigen die Grundsicherung nicht mehr be-
dingungslos gewährt wird, sondern dass sie diese ‚verdienen‘ müssen. Der Bezug von 
Sozialleistungen wird an eine Pflicht zur Gegenleistung in Form von Arbeit im weites-
ten Sinn gekoppelt, dazu gehören z.B. auch sozial nützliche Tätigkeiten, Weiterbildun-
gen oder verstärkte Bewerbungsaktivitäten.  
 
Nach Lütz (2004) kann länderübergreifend eine grundlegende Vermarktlichung der mit 
dem Wohlfahrtsstaat verknüpften Ideologien, seiner Struktur und Funktionsweise beo-
bachtet werden. Dabei geht es nicht so sehr um Sozialleistungsquoten und Grössen-
verhältnisse des Wohlfahrtsstaates, sondern um Veränderungen, die sich auf das 
Selbstverständnis, die Architektur und die Steuerungsinstrumente beziehen. Die mark t-
förmige Durchdringung moderner Wohlfahrtsstaatlichkeit zeige sich empirisch zunächst 
in veränderten Voraussetzungen für den Bezug von Sozialleistungen (Lütz, 2004, S. 
20f). War der Anspruch auf den Empfang von Sozialleistungen im europäischen Wohl-
fahrtsstaatsmodell bislang Bestandteil von Bürgerrechten, so werden Transfers nun 
enger an die individuelle Bereitschaft gekoppelt, die eigene Lage zu verbessern. Opiel-
ka (2004) spricht in diesem Zusammenhang von einem spezifischen ‚Sozialumbau‘, in 
dessen Mittelpunkt die Selbstverpflichtung des Bürgers/der Bürgerin auf eine mark t-
konforme Lebensführung stehe (S. 86). Im schrittweisen Ersatz von Anspruchsbezie-
hungen durch Vertragsbeziehungen zwischen Staat und gesellschaftlichen Leistungs-
empfangenden sieht Lütz (2004) einen zentralen Form- und Funktionswandel von 
Wohlfahrtsstaatlichkeit.  
 
Die Frage von Integration und Ausschluss hängt nach der Workfare-Ideologie vom Wil-
len der einzelnen Person ab. Dem setzt Wyss (2009) entgegen, dass der soziale Aus-
schluss der Menschen primär von Mechanismen des kapitalistischen Systems abhän-
gig ist und eben gerade nicht vom Willen der Betroffenen. (S. 13). Auch Armin Stickler 
& Irina Vellay (o.J.) weisen auf diesen Punkt hin: Mit dem Begriff der aktivierenden Ar-
beitsmarktpolitik werde suggeriert, dass das Problem bei den zu Aktivierenden und ih-
rer ausgeprägten Passivität liege (S. 23). Lütz (2004) bestätigt diese Entwicklung, die 
letztlich zu einer ‚Moralisierung der Bedürftigkeit‘ von Leistungsempfangenden führe 
(S. 18). 
 
Das Aktivierungsprinzip wird von zwei verschiedenen und eigentlich nicht miteinander 
kompatiblen Modellen getragen, von einem utilitaristischen und einem paternalisti-
schen. Das utilitaristische vertraut auf die Wirkung materieller Anreize: Materielle Hilfe-
leistungen sollen so gering wie möglich ausfallen und damit einen Anreiz bilden, auch 
prekäre Arbeitsverhältnisse einzugehen. Gleichzeitig geht das Modell davon aus, dass 
Betroffene sich am besten selbst zu helfen wissen, grundsätzlich geht das Modell von 
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der Autonomie der Betroffene aus. Wohlfahrtsstaatliche Leistungen sollen nach utilita-
ristischem Modell möglichst eingeschränkt werden. Politisch lässt sich der Utilitarismus 
liberalem Denken zuordnen. Das paternalistische Modell der Aktivierung demgegen-
über geht davon aus, dass Betroffene ihre Lebenssituation nicht alleine verbessern 
können und auf begleitete Hilfe des Staates angewiesen sind, d.h. dass bei Betroffe-
nen ein Autonomie-Defizit besteht. Auch in diesem Modell werden direkt ausbezahlte 
Leistungen eher niedrig gehalten, flankiert werden sie aber durch verschiedene andere 
Leistungen wie Qualifikationsmassnahmen, Trainings oder individuelles Coaching. 
Dies in der Erwartung, dass Betroffene auf diese Weise ihre Vermittlungschancen auf 
dem Arbeitsmarkt erhöhen. Der Staat soll im paternalistischen Modell zumindest seine 
Hilfsmassnahmen ausbauen und ihre Nutzung durch Betroffene mit entsprechenden 
Anreizen und Sanktionen sichern. Paternalismus ist etatistischem, also sozialdemokra-
tischem und sozialkonservativem Denken zuzuordnen. (Kutzner, 2007, S. 145f)  
 
Hintergrund der Entwicklung zu Workfare bildet nach Wyss (2009) der in den 1980er 
Jahren anhebende Übergang von einem institutionell gebundenen zu einem global i-
sierten oder neu entfesselten Kapitalismus. Seinen Ausführungen gemäss bildeten Ka-
pital und Gesellschaft im institutionell gebundenen Kapitalismus eine Art Gegenge-
schäft: Das Kapital entlohnte die erwerbstätige Bevölkerung für die erbrachten 
Arbeitsleistungen über das Existenzminimum hinaus und sicherte sie sozialstaatlich ab. 
Im Gegenzug liess diese das Kapital ‚unbehelligt‘ und bezeugte dies durch ein institut i-
onell angepasstes Leben (tradiertes Familienleben, ordentliche Teilhabe am Vereinsle-
ben, Identifizierung mit der Firma, usw.) Das Kapital sah sich infolge des drohenden 
Umsturzes zu Sozialismus oder Kommunismus seit dem späten 19. Jahrhundert mehr 
und mehr zu diesem Gegengeschäft gezwungen. Ab den 1980er Jahren, spätestens 
aber mit dem Zusammenbruch der Sowjetunion nach 1989, fiel diese Drohung weg. In 
der Folge kündigte das Kapital das erwähnte Gegengeschäft auf, löste die institutione l-
len Bindungen, globalisierte sich. Das Scheitern des Kommunismus bewirkte demnach 
einen „mit globaler Kraft erfolgenden Schub des Marktes“ (Wyss, 2009, S. 67), der den 
Zwang auf die Menschen verstärkt hat, zu einem „Markt-Individuum“ zu werden (vgl. 
Ulrich Beck, 1986). Heribert Prantl (2005) beschreibt diesen Prozess sehr anschaulich:  
 
„Sozialpolitik war der Tribut, den das Kapital im Interesse möglichst reibungslosen Wirtschaftens über 
hundert Jahre lang […] zu entrichten bereit war. Weil heute der Gegner keine Kraft mehr hat, ist es damit 
vorbei. Es heisst jetzt ‚Eigenverantwortung‘, wenn die Schwächeren sich selbst überlassen bleiben.“ (S. 
18)  
 
Die Workfare-Ideologie basiert nach Wyss (2009) auf der Unterstellung, dass von sozi-
alstaatlicher Seite Druck auf erwerbslose Personen ausgeübt werden muss, um diese 
wieder in eine Erwerbsarbeit hinein und damit aus der potenziellen oder aktuellen Ar-
mut herauszuführen. Wie dieser Druck ausgeübt werden soll, unterscheidet sich je 
nach politischer Haltung. (S. 39) Wyss (2009) zeigt auf, wie die verschiedenen politi-
schen Strömungen – liberale, konservative und sozialdemokratische – den Wechsel 
von Welfare zu Workfare begründen (S. 17ff): 
 15 
 
2.5.1. Neoliberaler Ansatz 
Für die Neoliberalen fiel mit dem Wegfall der kommunistischen Bedrohung auch der 
Grund, den Verlierern via die Fürsorge ein letztes Netz der sozialen Sicherung zu ga-
rantieren, immer mehr weg. Der Neoliberalismus fordert die totale Vorherrschaft des 
Marktes und impliziert damit, dass es weder Gesellschaft noch VerliererInnen, sondern 
nur noch Markt und MarktteilnehmerInnen gibt. Gemäss den Neoliberalen sollte die öf-
fentliche Fürsorge aber nicht abgeschafft, sondern derart umgewandelt werden, dass 
Sozialhilfebeziehende für die erhaltene Unterstützung so genannte Gegenleistungen 
zu erbringen haben. Damit sollen Betroffene auch nur zu Dingen verpflichtet werden, 
zu denen alle anderen ebenfalls verpflichtet sind. Zur ideologischen Stützung ihrer 
Forderung wird von neoliberaler Seite die Annahme formuliert, dass frei vergebene So-
zialleistungen die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft sowie die durch Arbeit zu errei-
chende Eigenständigkeit der Menschen schwächen würden. Arbeit sei in jedem Fall 
segensreich, weshalb es nötig sei, auch alle, die dazu in der Lage wären, zur Arbeit zu 
verpflichten. Damit werden die Pflichten der Betroffenen betont. Ohne Gegenleistung 
drohen Leistungskürzungen. Diese Haltung ist von einem gewissen Misstrauen gegen-
über den LeistungsempfängerInnen geprägt. Diese werden prinzipiell als passiv ange-
sehen, wobei der Bezug von Leistungen sowohl als Symptom wie als Ursache dieser 
Passivität gedeutet wird. (Wyss, 2009, S. 21f) 
2.5.2. Neokonservativer Ansatz 
Auch für die Neokonservativen fiel mit dem Wegfall der kommunistischen Bedrohung 
der Grund für Sozialleistungen weg. Die neokonservative Ideologie beschreibt Wyss 
(2009) folgendermassen: Wer sich um ein ordentliches Familienleben bemüht, sich 
dem Gemeindeleben unterordnet und fleissig der Arbeit nachgeht, bedarf keiner Sozi-
alleistungen. Wer das alles nicht tut, hat Sozialleistungen auch gar nicht verdient. (S. 
20) Um diese Ideologie noch zu unterstreichen, sei von neokonservativer Seite die An-
nahme einer so genannten ‚Armutsfalle‘ konstruiert worden: Sozialleistungen stellen 
insofern eine ‚Armutsfalle‘ dar, als die Unterstützten durch sie animiert werden, jedes 
Bemühen um ein moralisch ordentliches Leben aufzugeben. In der Folge des durch die 
Sozialleistungen bewirkten moralischen Verfalls bleiben die Unterstützten „recht e i-
gentlich in der Armut gefangen“ (ibid.) Würden die Sozialleistungen gestrichen, fänden 
die Unterschichtsangehörigen von selber wieder zu einem so genannt ordentlichen 
Familienleben, angepassten Gemeindeleben und fleissigen Arbeitsleben. Leistungs-
kürzungen oder gar -einstellungen werden als Ausweg aus der ‚Armutsfalle‘ gesehen. 
(Wyss, 2009, S. 19f) 
2.5.3. Ansatz von New Labour (der ‚dritte Weg‘ der ‚neuen‘ Sozialdemokratie) 
Auch in der sozialdemokratischen Bewegung wurde das Motiv der Grundversorgung 
mit dem Wegfall der kommunistischen Bedrohung mehr und mehr aufgeweicht. In der 
Optik von New Labour5 bedarf es keiner staatlich abgesicherten Grundversorgung 
                                                        
5 Neue Ausrichtung der Labour Party unter dem Vorsitz von Tony Blair (brit. Premierminister 1997 bis 2007). Für die 
neuen Herausforderungen in Politik und Gesellschaft sollten neue Wege gesucht werden. „Der aktuelle Dritte Weg 
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mehr, da diese genauso gut – oder gar besser – durch den Markt gewährleistet werden 
kann, dies übereinstimmend mit der Argumentation der Neoliberalen. Gleichzeitig wird 
angenommen, dass der globalisierte Kapitalismus ständig Chancen für jeden Men-
schen bereithält, es kommt nur darauf an, dass man auch bereit ist, diese Chancen zu 
nutzen. Hierfür wird ein Umbau des Sozialstaats insofern gefordert, als dieser nicht 
mehr primär die Linderung von Negativfolgen der Ökonomie, sondern primär das Aus-
statten der Menschen mit positiven Kräften zum Ziel haben soll. Von New Labour wird 
nun die Annahme konstruiert, dass frei vergebene Sozialleistungen den Anpassungs-
willen und das Anpassungsvermögen an den globalisierten Markt untergraben. Die So-
zialpolitik dürfe die an den Rand Gedrängten nicht einfach in blosser Abhängigkeit ha l-
ten – hier schwingen auch neokonservative Argumentationsmuster mit –, sondern habe 
sie mit positiven Lebenschancen auszustatten. Da der Wille zur Nutzung der gebote-
nen Chancen gerade bei Erwerbslosen nicht vorausgesetzt werden könne, bedürfe es 
Workfare bzw. der Verknüpfung von Sozialleistungen mit einer allgemeinen Bewer-
bungspflicht und der Pflicht zur gestützten Beschäftigung. (Wyss, 2009, S. 23f und 
117) 
 
Wyss (2009) betont, dass es sich bei den drei unterschiedlichen politischen Zugängen 
lediglich um eine analytische Trennung handelt und im Rahmen von Workfare immer 
alle drei mit der entsprechenden Ideologie und Praxis zusammenfliessen. Zwar kon-
zentriere sich die jeweilige Workfare-Propaganda je nach politischer Strömung immer 
auf die zugehörige Argumentationsebene und man verwahre sich vordergründig gegen 
die jeweils anderen Argumentationen, hintergründig aber würden sie sich – respektive 
der Ökonomie, von der sie profitierten – in die Hände spielen und ideologisch werde 
dieselbe Workfare-Praxis gestützt. Dies hat nach Ansicht von Wyss (2009) letztlich da-
zu geführt, dass die Workfare-Ideologie heute auch in Europa gelebt wird. (Wyss, S. 
24f) (vgl. Kap. 2.4.1) 
 
Mit dem zweiten Kapitel wurden folgende Fragen beantwortet: Woher kommt der Ge-
danke des aktivierenden Sozialstaats? Wie ist die Schweiz typologisch einzuordnen? 
Wie wird der Wechsel vom Wohlfahrtsstaat zum aktivierenden Sozialstaat begründet 
und welche Elemente beinhaltet er? In den nächsten zwei Kapiteln geht es um die Fra-
ge, ob und wenn ja welche Elemente von Workfare in der gesetzlichen Entwicklung der 
Arbeitslosenversicherung und der Entwicklung der SKOS-Richtlinien erkennbar sind. 
3. Aktivierung in der Arbeitslosenversicherung (AVIG) 
In diesem Kapitel werden nach einem kurzen historischen Rückblick in die Anfänge der 
Arbeitslosenversicherung die verschiedenen Revisionen vorgestellt, wobei der Fokus 
auf die erkennbaren aktivierenden Elemente gerichtet wird.  
                                                                                                                                                                         
liegt zwischen alter Sozialdemokratie und Neo-Liberalismus (Giddens 1998: 38), er definiert eine Politik Links von der 
Mitte, aber rechts von der traditionellen Sozialdemokratie.“ (Bernhard Wessels, 2000) 
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3.1. Historischer Rückblick 
Die Ziele und Aufgaben der Sozialversicherungen resultieren aus den sozialen Ver-
hältnissen und Bedürfnissen. Sie sollen diejenigen Risiken abdecken, die schwer wie-
gende Einkommensausfälle oder besondere Aufwendungen für grosse Bevölkerungs-
schichten zur Folge haben. Im ausgehenden 19. Jahrhundert verfügte vor allem die 
Arbeiterschaft nicht über die nötigen Reserven, um sich längere Zeit ohne Lohn über 
Wasser halten zu können, weshalb die Sozialversicherungen anfänglich reine Klassen-
versicherungen für die Arbeiterschaft waren. Noch heute ist der Geltungsbereich meh-
rerer schweizerischer Einrichtungen auf die Arbeitnehmenden beschränkt, so auch die 
Arbeitslosenversicherung. Bereits 1891 lancierte die sozialdemokratische Partei der 
Schweiz ein Volksbegehren, das ausser dem Recht auf Arbeit auch die Einführung e i-
ner öffentlichen kostenlosen Arbeitsvermittlung und die Hilfe für die Arbeitslosen postu-
lierte. Nach dem Scheitern der Initiative in der Volksabstimmung im Jahr 1894 ging es 
fast hundert Jahre, bis die Pflichtversicherung in Kraft trat. (BBl 1995, S. 1698; Chantal 
Magnin, 2005, S. 85f; Tschudi, 1996, S. 4) 
 
Die Lücke der fehlenden gesamtschweizerischen Regelung wurde – wie in Kapitel 2.3 
beschrieben – durch private Initiative gefüllt, die Anfänge der Arbeitslosenversicherung 
gehen in die 1850er Jahre zurück: 1858 errichtete der Schweizerische Typographen-
bund die erste Arbeitslosenunterstützungskasse, die erste öffentliche, freiwillige Kasse 
in Europa wurde 1893 in der Stadt Bern eröffnet, die Stadt St. Gallen folgte 1894 mit 
einer obligatorischen Versicherung. Der Bund begann sich erst nach dem Ersten Welt-
krieg gesetzgeberisch mit der Arbeitslosenversicherung zu befassen. Arbeitslosigkeit 
war in der Schweiz lange Zeit kein Thema, noch in den frühen 1970er Jahren waren 
gesamtschweizerisch lediglich um die 100 Arbeitslose registriert. Der durch die erste 
Erdölkrise bedingte Konjunktureinbruch von Mitte der 1970er Jahre zeigte, dass die 
seit den 1930er Jahren vorherrschende Vollbeschäftigung auch in der Schweiz in Zu-
kunft nicht einfach garantiert sein würde und offenbarte dadurch auch die Mängel des 
bestehenden Systems. Insbesondere der ungenügende Inklusionsgrad der freiwilligen 
Versicherung sollte durch eine Neukonzeption der Arbeitslosenversicherung behoben 
werden. Das Versicherungsobligatorium wurde im befristeten Bundesbeschluss vom 8. 
Oktober 1976 vorgeschrieben und 1982 in die ordentliche Gesetzgebung überführt. 
Neben der Ausrichtung eines angemessenen Erwerbsersatzes und der Einführung der 
Beitragsfinanzierung wurde mit dem neuen Arbeitslosenversicherungsgesetz auch die 
Förderung von Massnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit 
durch finanzielle Leistungen (Präventivmassnahmen) aufgenommen. Die neue obliga-
torische Arbeitslosenversicherung wurde als finanziell selbst tragend konzipiert, Zu-
schüsse der öffentlichen Hand waren nur bei ausserordentlichen Verhältnissen vorge-
sehen. (Magnin, 2005, S. 86; Julia Moser, 2008, S. 60ff; Tschudi, 1996, S. 18f) 
 
Von 1975 bis 1995 lassen sich gemäss Moser (2008) in der schweizerischen Arbeitslo-
senversicherung zwei Phasen unterscheiden. Im genannten Zeitraum ist ein deutl icher 
Ausbau der Leistungen festzustellen. Zwischen 1975 und 1990 überwogen die expan-
siven Massnahmen gegenüber den restriktiven, zentrale Akteure des Ausbaus waren 
die Gewerkschaften. Von 1990 bis 1995 überwogen Reformen, die restriktive mit ex-
pansiven Massnahmen kombinierten.  
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3.2. Revision 1995 
Anfangs der 1990er Jahre wurde die Schweiz von einer Rezession getroffen, die sich 
von früheren sowohl durch ihre Länge wie die Heftigkeit ihrer Auswirkungen unter-
schied. Lagen die Arbeitslosenquoten in früheren Jahren zumeist klar unter 1 Prozent, 
stieg die Quote gegen Mitte der 1990er Jahre auf über 4 Prozent. Mehr als 130‘000 
Personen waren in der Schweiz ohne Erwerbsarbeit, jede Zehnte davon seit mehr als 
einem Jahr. Dies veranlasste den Bundesrat zu handeln: Auf den 1. Januar 1992 wur-
de das Arbeitslosenversicherungsgesetz ein erstes Mal revidiert, einige wichtige Ände-
rungen – u.a. die Ermächtigung des Bundesrates zur Verlängerung der maximalen Be-
zugsdauer auf 400 Tage, eine niedrigere Lohnersatzrate für ausgewählte Versicherte 
sowie verschärfte Zumutbarkeitsbestimmungen – traten auf den 1. April 1993 in Form 
eines dringlichen Bundesbeschlusses in Kraft. Die Präventivmassnahmen wurden im 
Rahmen der 2. Teilrevision vom 23. Juni 1995 beträchtlich ausgebaut und neu unter 
der Bezeichnung aktive arbeitsmarktliche Massnahmen im Gesetz aufgenommen. 
Nach wie vor sind zwei Hauptleistungsarten zu unterscheiden: 
- Erwerbsersatz als sozialpolitisches Element (= passive Massnahme) 
- Massnahmen zur Verhinderung und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit als ar-
beitsmarktpolitisches Element (=aktive Massnahme) (Gerhard Gerhards, 1996, 
S. 34) 
Mit dem Leitgedanken der Revision ging ein radikaler Paradigmenwechsel einher, weg 
von passiven, hin zu aktiven Massnahmen. (Gerhards, 1996, S. 35; Agnes Leu, 2005, 
S. 22f; Moser, 2008, S. 68ff) 
3.3. Aktivierungspolitische Elemente der Revision von 1995 
Die zentralen Elemente der aktiven Arbeitsmarktpolitik in der Revision von 1995 sind 
die aktiven arbeitsmarktlichen Massnahmen und die Schaffung der regionalen Arbeits-
vermittlungszentren, kurz RAV. Wesentlich ist zudem, dass die Revision für die Versi-
cherten zwar eine spürbare Verlängerung der Bezugsdauer brachte, die Leistungen je-
doch an strengere Verhaltensvorschriften (Annahme von zumutbarer Arbeit, Kontrollen 
und Sanktionen, Teilnahme an arbeitsmarktlichen Massnahmen) gekoppelt waren. (BBl 
2001 2249) Die verschiedenen Elemente sollen im Folgenden vorgestellt werden. 
3.3.1. Aktive arbeitsmarktliche Massnahmen 
Zwar sah – wie im vorherigen Abschnitt erwähnt – bereits das Bundesgesetz von 1982 
in begrenztem Ausmass Massnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik vor, doch wurde 
die Wiedereingliederung von Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt erst mit der Reform von 
1995 zu einer zentralen Zielsetzung erhoben: Versicherte wurden neu verpflichtet, sich 
aktiv um eine Stelle und die Verbesserung der eigenen Vermittlungsfähigkeit zu bemü-
hen. Ziel der neuen Akzentsetzung war es in erster Linie, Arbeitslose möglichst rasch 
und nachhaltig wieder in den Erwerbsprozess einzugliedern, damit Arbeitslosigkeit – 
vor allem Langzeit- und Sockelarbeitslosigkeit6 – wenn immer möglich vermieden wer-
                                                        
6 konjunkturneutrale Arbeitslosigkeit 
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den kann. Der Ausbau der bisherigen Präventivmassnahmen in Richtung der neuen, 
aktiven arbeitsmarktlichen Massnahmen erfolgte auf verschiedene Art und Weise:  
 
Durch Förderung arbeitsmarktlicher Massnahmen (AMM) 
Die Arbeitslosenversicherung fördert Massnahmen zur Umschulung, Weiterbildung und 
Eingliederung von Versicherten durch finanzielle Leistungen, sofern deren Vermittlung 
aus arbeitsmarktlichen Gründen unmöglich oder stark erschwert ist (vgl. Art. 59 Abs. 1 
AVIG). Besonderes Gewicht wird auf die vorübergehende Beschäftigung von arbeitslo-
sen Personen gelegt.  
 
Durch Erhöhung des Drucks auf die Kantone 
Die Kantone werden verpflichtet, ein bestimmtes Mindestangebot an arbeitsmarktl ichen 
Massnahmen bereitzustellen, landesweit waren dies bei Inkrafttreten der Bestimmung 
25‘000 Plätze (vgl. Art. 72b AVIG). Bei Nichterfüllung der Vorgabe drohen dem fehlba-
ren Kanton finanzielle Nachteile, die ihn wesentlich stärker belasten als der von ihm zu 
tragende Anteil an den Kosten eines bereitgestellten Platzes (vgl. Art. 72a Abs. 4 
AVIG). Übersteigt das Angebot die Mindestvorgabe, so werden die zusätzlichen Ange-
bote zu 100 Prozent von der Arbeitslosenversicherung finanziert (vgl. Art. 72c Abs. 4 
AVIG). Jede versicherte Person hat „innerhalb der Rahmenfrist für den Leistungsbezug 
Anspruch auf vorübergehende Beschäftigung, soweit ihr keine zumutbare Arbeit zuge-
wiesen werden kann und keine andere arbeitsmarktliche Massnahme angezeigt ist“ 
(Art. 72a Abs. 1 AVIG). 
 
Durch Anreize für die Versicherten 
Um dem Vorrang der aktiven arbeitsmarktlichen Massnahmen vor dem passiven Bezug 
von Erwerbsersatzleistungen Geltung zu verschaffen, wurden für Arbeitslose verschie-
dene Anreize geschaffen, damit sie an arbeitsmarktlichen Massnahmen teilnehmen. 
Als bedeutendste Massnahme ist sicher die massive Beschränkung der ordentlichen 
Taggelder zu nennen: Versicherte haben bis zur Vollendung des 50. Altersjahrs An-
spruch auf höchstens 150 Taggelder, von 50 bis 60 auf 250 und ab dem vollendeten 
60. Altersjahr auf höchstens 400 Taggelder. Wer an einer arbeitsmarktlichen Mass-
nahme teilnimmt, hat das Recht auf weitere, besondere Taggelder, die nicht an die 
Höchstzahl der normalen Taggelder angerechnet und bis zum Ablauf der Rahmenfrist 
für den Leistungsbezug erbracht werden (vgl. Art. 59b AVIG). Die besonderen Taggel-
der werden im Rahmen von Beschäftigungsprogrammen und Berufspraktika gem. Art. 
81b Abs. 1 AVIV als Lohn ausgerichtet und berechtigen demzufolge zur Eröffnung e i-
ner neuen Rahmenfrist, sofern die dafür notwendige Beitragszeit erreicht  wird. Wäh-
rend eines Kurses braucht eine versicherte Person nicht vermittlungsfähig zu sein (vgl. 
Art. 60 Abs. 3 AVIG).  
 
Der Bundesrat hatte angesichts der hohen Defizite und der schlechten wirtschaftl ichen 
Aussichten für die Revision von 1995 vor allem Sparmassnahmen vorgeschlagen. Im 
Gegensatz dazu hat die zuständige parlamentarische Kommission die aktive Arbeits-
marktpolitik akzentuiert – was Gewerkschaften und Sozialdemokraten schon seit Jahr-
zehnten gefordert hatten. (vgl. Moser, 2008, S. 70) Die Sozialpartner haben sich 
schliesslich darauf geeinigt, auf Einschnitte bei Taggeldhöhe und Bezugsdauer zu ver-
zichten, dafür aber „so etwas wie ein ‚Prinzip der gegenseitigen Verpflichtung‘ einzu-
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führen, das die Arbeitslosen zur aktiven Stellensuche und unter Umständen auch zur 
Teilnahme an arbeitsmarktlichen Massnahmen verpflichtete“ (Serge Gaillard, 2007, S. 
129).  
3.3.2. Regionale Arbeitsvermittlungszentren (RAV) 
Die Schaffung der regionalen Arbeitsvermittlungszentren war Teil der Neukonzeption 
der Arbeitslosenversicherung in den 1990er Jahren, das bei der Reform verfolgte Ziel 
einer wirksamen Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sollte – neben der Intensivierung der 
aktiven arbeitsmarktlichen Massnahmen – durch den Ausbau der öffentlichen Arbeits-
vermittlung erreicht werden. Hermann Engler (1997) dazu: 
 
„Die (. . .) skizzierten Massnahmen stossen ins Leere und nützen wenig, wenn nicht sicher gestellt ist, 
dass die Arbeitslosen bei ihrer Stellensuche oder ihrem Entscheid zur Teilnahme an einer arbeitsmarktl i-
chen Massnahme intensiv und professionell unterstützt und beraten werden.“ (Engler, 1997, S. 51) 
 
Um diese Voraussetzung zu schaffen bzw. zu verbessern wurden die Kantone mit der 
Revision von 1995 dazu verpflichtet, öffentliche Stellen einzurichten bzw. gezielt aus-
zubauen. Damit erfolgte eine Zentralisierung und Professionalisierung der Arbeitsver-
mittlung: Die im Jahr 1994 noch 3000 kommunalen Arbeitsämter wurden bis 1999 in 
150 regionale Arbeitsvermittlungszentren zusammengefasst. Magnin (2005) weist dar-
auf hin, dass sich der grundsätzliche Aufgabenbereich der RAV im Arbeitslosenversi-
cherungsgesetz vor allem indirekt erschliesse, nämlich über die Pflichten, welche die 
Versicherten der ‚zuständigen Amtsstelle‘ gegenüber erfüllen müssten und deren Wei-
sungen sie zu befolgen hätten. (Magnin, S. 10ff) Aus Art. 17 AVIG sowie Art. 18 bis 
27b AVIV lassen sich folgende Aufgaben erschliessen: Beratung der Stellensuchenden 
in Fragen rund um die Arbeitslosigkeit, Information über Rechte und Pflichten, Unter-
stützung bei der Stellensuche und Zuweisung auf geeignete Stellen, Kontrollaufgaben 
(z.B. bez. Qualität und Quantität der Arbeitsbemühungen oder Überprüfung der Ver-
mittlungsfähigkeit), Beurteilung bez. Zumutbarkeit einer Arbeit, Einleiten von Sanktio-
nen bzw. Meldung an die zuständige Amtsstelle, sofern ein Sanktionsgrund vorliegt.  
 
Im ‚Informationsleitfaden für Arbeitslose‘ des Seco werden die RAV als „Verbindungsstelle 
zwischen Arbeitgebern und Stellensuchenden“ bezeichnet, die „kundenorientierte Dienst-
leistungen“ anbieten. Und weiter: Die RAV setzen sich dafür ein, „dass den Stellensu-
chenden eine geeignete Arbeit angeboten werden kann“ (Seco, 2000, S. 5). Die Bezeich-
nung regionales Arbeitsvermittlungszentrum, die die Dienstleistungsfunktion gegenüber 
Betrieben und Arbeitnehmenden zu betonen scheine, führe nicht selten zu Missverständ-
nissen, so Magnin (2005). Sie fährt fort: 
 
„Infolgedessen gehen diejenigen, die von Gesetzes wegen dazu aufgefordert sind, die Dienste in An-
spruch zu nehmen, davon aus, dass ihnen dort [in den RAV, Anm. der Verfasserin] Arbeit vermittelt wer-
de.“ (. . .) „Wer zum ersten Mal mit dieser Behörde in Kontakt kommt, muss erst merken, dass er nicht, 
wie die Bezeichnung der Einrichtung nahe legt, Stellenangebote vorgelegt erhält, sondern im Gegenteil 
belegen muss, sich selbst Arbeit zu vermitteln.“ (Magnin, 2005, S. 101f) 
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3.3.3. Anreize, Sanktionen und Kontrollen 
Die Anreize für Versicherte, an aktiven arbeitsmarktlichen Massnahmen teilzunehmen, 
wurden im Rahmen der Revision von 1995 markant ausgebaut (vgl. Kap. 3.3.1). Dazu 
Magnin (2005): „Die Steuerung mittels Anreize ist legitimiert in einer ökonomisch ge-
prägten Sichtweise, wonach der Mensch nur aktiv wird, sprich handelt, wenn er sich 
davon einen materiellen Nutzen versprechen kann oder im Fall von sozialstaatlichen 
Unterstützungsleistungen Einbussen befürchten muss“ (S. 13). 
 
Parallel zur Verknüpfung von Leistungsanspruch und Teilnahme an aktivierenden 
Massnahmen wurden im Zuge der Reform die Sanktionen in Form von Sperrtagen ver-
schärft und die Kontrolle durch die zuständigen Organe verstärkt. Wie Magnin (2005) 
aufzeigt, stand dahinter die „erklärte Absicht, Missbrauch zu bekämpfen“ (S. 93): 
 
„Missbräuche sollen – wenn immer möglich – bekämpft werden und der raschen Wiedereingliederung von 
arbeitslosen Personen kommt erste Priorität zu. […] Gerade weil mit der neuen Konzeption der Arbeitslo-
senversicherung ‚die Wiedereingliederung‘ in den Arbeitsmarkt intensiviert werden sollte, würden ‚auf der 
anderen Seite die Sanktionen verschärft bei einem Verhalten, das diesem Ziel widerspricht‘“ (Pfitzmann, 
zit. in Magnin, 2005, S.93)  
3.4. Sparversuche 1996 bis 1999 
Die weiter ansteigenden Arbeitslosenzahlen in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre 
brachte zusammen mit dem durch den Ausbau der aktiven Arbeitsmarktpolitik verur-
sachten Ausgabenanstieg das Budget der Arbeitslosenversicherung in die roten Zah-
len. Der Ausgleichsfonds der Arbeitslosenversicherung wies eine wachsende Ver-
schuldung auf und auch die finanzielle Situation des Bundeshaushaltes blieb trotz 
mehrerer Sanierungsprogramme angespannt. Ein dringlicher Bundesbeschluss, der ei-
ne Kürzung der Lohnersatzrate zwischen 1 und 3 Prozent vorsah sowie die Zumutbar-
keitsbestimmungen weiter verschärfen wollte, scheiterte an der Volksabstimmung im 
Herbst 1997 äusserst knapp. Am ‚Runden Tisch‘ zur Sanierung der Bundesfinanzen 
wurden unter Einschluss von VertreterInnen der Landesregierung, der Kantonsregie-
rungen, der Regierungsparteien sowie der Sozialpartner verschiedene Massnahmen 
zum so genannten ‚Stabilisierungsprogramm 1998‘ gebündelt, das einen Beitrag zur 
Beseitigung des strukturellen Budgetdefizits leisten und damit das ‚Haushaltsziel 2001‘ 
umsetzen sollte. Die Massnahmen im Sozialbereich waren dabei besonders umstritten. 
Die vom Bundesrat vorgeschlagene Kombination aus Mehreinnahmen und Leistungs-
korrekturen für die Arbeitslosenversicherung wurde im Rahmen des Gesamtpakets 
schliesslich auch von der sozialdemokratischen Partei und den Gewerkschaften mitge-
tragen, obwohl sie Kürzungen in der Arbeitslosenversicherung eigentlich ablehnten. 
U.a. wurden folgende Massnahmen umgesetzt: Wechsel vom Lohn- zum Taggeldkon-
zept bei Beschäftigungsprogrammen und Senkung der Maximalsätze für die Teilnahme 
an arbeitsmarktlichen Massnahmen. (Moser, 2008, S. 83ff) 
 
Von 1996 bis 1999 finden sich ausschliesslich restriktive Massnahmen. 
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3.5. ‚Technische‘ Revision 2000 
Ziel der ‚technischen‘ AVIG-Revision war die Leistungs- und Kostenoptimierung, was 
durch einen effizienteren Einsatz der vorhandenen Mittel erreicht werden sollte. In die-
sem Zusammenhang werden auch der Anspruch der Versicherten auf vorübergehende 
Beschäftigung (Art. 72a AVIG) und die Vorgabe eines kantonalen Mindestangebots an 
Plätzen aufgehoben. Der Bundesrat betont, dass sich das geltende Vollzugssystem 
zwar grundsätzlich gut bewährt habe, dass im Bereich einer effizienteren Leistungs-
erbringung der verschiedenen Vollzugsorgane aber ein grösseres Optimierungspoten-
zial liege. Die bisherigen Leistungsaufträge hätten sich primär an den erbrachten Leis-
tungen (Anzahl Vermittlungsgespräche, Vermittlungen, Auszahlungen, etc.) orientiert 
und zu wenig an den erzielten Wirkungen (rasche Wiedereingliederung, dauerhafte 
Wiedereingliederung, Zugänge zur Langzeitarbeitslosigkeit, Anteil der Aussteuerun-
gen). Mit neuen Leistungsaufträgen und einem wirkungsorientierten Entschädigungs-
system sollte die Steuerung beim AVIG-Vollzug künftig über den Output statt den Input 
erfolgen. Die Umsetzung der gewonnenen Erkenntnisse bedinge eine rein ‚technische‘ 
Anpassung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes, welche sich primär auf die Ste l-
lung der Vollzugsorgane und deren Entschädigung und Verantwortlichkeit beschränke. 
In Bezug auf die finanziellen Auswirkungen auf Kantone und Gemeinden sowie den 
Ausgleichsfonds habe das beigezogene Beratungsunternehmen prognostiziert, dass 
mit der Umsetzung der Verbesserungsmassnahmen die durchschnittliche Dauer der 
Stellensuche um 70 bis 80 Kalendertage verkürzt werden könnte. Aufgrund der eff i-
zienteren Vermittlung sei damit zu rechnen, dass weniger Personen ausgesteuert wür-
den, was auch zu einer Entlastung im Fürsorgebereich führe. (BBl 2000 S. 1674 und 
1682f) 
 
Die Outputorientierung verstärkt den Druck auf die Versicherten, auch die Auhebung 
des Mindestangebots ist als restriktive Massnahme zu werten. 
3.6. Revision 2002 
Die beiden Hauptpunkte der Revision von 2002 betrafen die Finanzierung und die Ar-
beitslosenentschädigung. Mit einer neuen Finanzierungsregelung sollte ein konjunktur-
resistentes System geschaffen werden. Ziel war es, dass der Ausgleichsfonds über 
den Konjunkturzyklus ein ausgeglichenes Ergebnis ausweist. Dabei wurde von einer 
konjunkturunabhängigen Arbeitslosigkeit von durchschnittlich 100‘000 Personen aus-
gegangen. (BBl 2001 2270). Auf der anderen Seite waren auch Einsparungen im Be-
reich Arbeitslosenentschädigung nötig, um die dauerhafte Finanzierbarkeit der Arbeits-
losenversicherung zu gewährleisten: Die Mindestbeitragszeit wurde von sechs auf 
zwölf Monate erhöht – dies auch aufgrund der bilateralen Abkommen – auf der ande-
ren Seite die maximale Entschädigungsdauer von 520 auf 400 Tage reduziert (mit 
Ausnahme von älteren und behinderten Versicherten). Beide Massnahmen wurden als 
gerechtfertigt begründet, da aufgrund der 1995 professionalisierten Arbeitsvermittlung 
sowie dem Ausbau der arbeitsmarktlichen Massnahmen eine raschere und dauerhafte-
re Eingliederung der Stellensuchenden möglich sei. Speziell zu erwähnen sind die 




„Eine Verkürzung der Bezugsdauer verstärkt den Druck auf die Stellensuchenden, die Arbeitssuche zu 
intensivieren, und führt zu einer höheren Flexibilität beim Lohn sowie bezüglich der geografischen und 
beruflichen Mobilität. Zudem zwingt sie Stellensuchende, früher an einer arbeitsmarktlichen Massnahme 
teilzunehmen.“ (BBl 2001 2271) 
 
Die Eingliederung der Versicherten in den Arbeitsmarkt wurde neu in den Zweckartikel 
aufgenommen. Die besonderen Taggelder, die 1995 für die Teilnahme an Beschäfti-
gungsprogrammen und Berufspraktika eingeführt worden waren, wurden abgeschafft, 
da sie fälschlicherweise häufig erst nach dem Bezug der normalen Taggelder einge-
setzt worden seien. Diese Praxis sollte mit der Vereinheitlichung der Taggelder unter-
bunden werden mit dem Ziel, dass die arbeitsmarktlichen Massnahmen möglichst früh 
eingesetzt werden. Aufgehoben wurde auch die Unterscheidung, ob eine Massnahme 
auf Weisung oder mit Zustimmung der zuständigen Amtsstelle erfolgte. Mit der neuen 
Formulierung „auf Grund eines Entscheides der zuständigen Amtsstelle“ sollte signal i-
siert werden, dass „alle Versicherten in gleichartigen Situationen gleich sanktioniert 
werden sollen“ (BBl 2001 2287). Die seit der ‚technischen‘ Revision vermehrte Ausrich-
tung auf die Wirksamkeit der Massnahmen findet sich auch im neuen Art. 64b Abs. 1 
AVIG (Umfang der Leistungen); dazu die Ausführungen des Bundesrates: 
 
„Die Entschädigung einzig auf die nachgewiesenen notwendigen Kosten auszurichten, schafft den Anreiz 
für eine möglichst lange Beschäftigungsdauer. Um den Anreiz auf die Wirksamkeit (Erhöhung der Vermit t-
lungsfähigkeit) der Beschäftigungsmassnahme zu legen, wird der Umfang der Erstattung der nachgewie-
senen notwendigen Kosten von der Wirkung der Beschäftigungsmassnahme abhängig gemacht.“ (BBl 
2001 2290) 
 
Die Vermittlungsfähigkeit einer versicherten Person zeigt sich neu nicht nur darin, dass 
sie bereit, in der Lage und berechtigt ist, eine zumutbare Arbeit anzunehmen, sondern 
auch darin, ob sie an Eingliederungsmassnahmen teilnimmt (vgl. Art. 15 AVIG). Unter 
Eingliederungsmassnahmen sind gemäss Botschaft sämtliche Massnahmen zu verste-
hen, welche der möglichst raschen Rückführung in den Arbeitsmarkt dienen, wie bei-
spielsweise die Teilnahme an arbeitsmarktlichen Massnahmen oder an Beratungsge-
sprächen. Eine Sanktion soll nach Art. 30 AVIG neu auch bei Nichtannahme einer 
selbst gefundenen zumutbaren Stelle oder einer arbeitsmarktlichen Massnahme ver-
fügt werden können. (BBl 2001 2298).  
 
In der Revision von 2002 finden sich ausser der Verlängerung der Rahmenfrist für den 
Leistungsbezug und für die Beitragszeit nach einer Erziehungsperiode ausschliesslich 
restriktive Massnahmen. 
3.7. Revision 2010 
Die Arbeitslosenversicherung ist finanziell aus dem Gleichgewicht geraten. Wichtigster 
Grund dafür ist die zu optimistisch eingeschätzte konjunkturunabhängige Arbeitslosen-
quote von durchschnittlich 100‘000 Personen, auf der das Finanzierungskonzept von 
2002 beruhte. Mit der Revision 2010 wird eine möglichst rasche finanzielle Sicherung 
der Arbeitslosenversicherung angestrebt, damit könne sie auf eine realistischere, län-
gerfristig stabile und konjunkturneutrale Basis gestellt werden (BBl 2008 7744). Mitt-
lerweile hat sich gezeigt, dass von rund 130‘000 arbeitslose Personen im Durchschnitt 
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eines Konjunkturzyklus ausgegangen werden muss, was einer mittleren Arbeitslosen-
quote von 3,3 Prozent entspricht. Wiederum sollen die Grundleistungen des Gesetzes 
beibehalten werden, da sich diese in der letzten Rezession bewährt hätten. Kaum je-
mand zweifle heute an der Notwendigkeit der RAV und der arbeitsmarktlichen Mass-
nahmen, so Gaillard (2007). Auch die eher zweifelhaften Resultate der ersten Serie 
von Forschungsarbeiten zur Wirkung der arbeitsmarktlichen Massnahmen hätten an 
der politischen Abstützung nichts zu ändern vermocht (Gaillard, S. 132). Mit der Revi-
sion des AVIG werden gemäss Botschaft folgende drei Hauptziele verfolgt: 
- Rechnungsausgleich 
- Entschuldung 
- Stärkung des Versicherungsprinzips durch das Beseitigen von Fehlanreizen und 
die Steigerung der Effizienz der Wiedereingliederungsmassnahmen. (BBl 2008 
7744) 
 
Um diese Ziele zu erreichen, sehen Bundesrat und Parlament eine „ausgewogene Mi-
schung von Mehreinnahmen und Minderausgaben“ vor (Argumentarium, S. 3). Der 
vorgeschlagene Finanzierungsmodus umfasst folgende Elemente: 
 Mehreinnahmen durch Beitragserhöhungen (646 Millionen) 
- Erhöhung der Lohnabzüge von 2,0 auf 2,2 Prozent für Einkommen bis 126‘000 
Franken zur Entlastung der laufenden Rechnung. 
- Befristeter Solidaritätsbeitrag von Besserverdienenden: 1 Prozent auf dem Teil 
des Lohnes zwischen 126‘000 und 315‘000 (Zweieinhalbfaches des maximalen 
versicherten Verdienstes), bis die Schulden abgebaut sind. 
 Minderausgaben durch Leistungskürzungen (622 Millionen) 
- Engere Kopplung der Bezugsdauer an die Beitragszeit (verschiedene Mass-
nahmen) 
- Längere Wartezeiten 
- Wartezeiten bei jungen Erwachsenen (auf Verordnungsstufe) 
 
Der Vorschlag zur Revision der Arbeitslosenversicherung stiess in der Vernehmlas-
sung auf heftige Kritik von links bis rechts. Carlo Knöpfel (2009) kritisiert, dass die Re-
vision bei ihrem einseitigen Fokus auf die finanzielle Problematik der Arbeitslosenver-
sicherung fokussiert bleibt, die ungelösten Probleme der Arbeitslosigkeit (neue 
Ansätze zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit, der Arbeitslosigkeit wenig qualif i-
zierter Personen oder der Langzeitarbeitslosigkeit älterer Erwerbstätiger) würden hin-
gegen nicht angegangen (S. 44). Im Zusammenhang mit den Leistungskürzungen 
spricht Knöpfel (2009) von „folgenschweren Abstrichen“. Der Bundesrat formuliert es in 
seiner Botschaft vom 3. September 2008 wie folgt:  
 
„Die vorgeschlagene, gezielte Verstärkung des Versicherungsprinzips führt zu einem 
ausgewogenen Verhältnis zwischen Beitragszahlungen und Leistungen. […] Der vor-
geschlagene Abbau der Fehlanreize zielt v.a. auf Personen, die lange in der Erwerbs-
losigkeit gefangen sind. Die Betroffenen und die ALV werden dadurch verpflichtet, eine 
Stelle schneller anzunehmen bzw. die Vermittlung zu verstärken. Es handelt sich in 
erster Linie um Langzeitarbeitslose und ältere Arbeitnehmende. Die verschiedenen 
Sparmassnahmen treffen unterschiedliche demografische Gruppen, womit die Auswir-




In der Botschaft (BBl 2008) werden die vier wichtigsten Kürzungen vorgestellt und be-
gründet: 
 
 Erzielte Verdienste in von der öffentlichen Hand finanzierten arbeitsmarktl ichen 
Massnahmen sind nicht mehr versichert. Das Ziel, Stellensuchende möglichst 
rasch in das normale Erwerbsleben zurückzuführen, soll gemäss Botschaft 
(2008) durch Zusammenarbeit der Arbeitsmarktbehörden mit den Sozialbehör-
den angestrebt werden. Dies könne am besten durch eine ‚Ausrichtung der An-
reize‘ erreicht werden, so dass sich der Stellenantritt auf den ersten statt auf 
den zweiten Arbeitsmarkt lohne. Von dieser Massnahme sind vorwiegend Lang-
zeitarbeitslose sowie ältere und wenig qualifizierte Versicherte betroffen. (7775) 
 Dem Versicherungsprinzip folgend werden Bezugsdauer und Länge der Bei-
tragszeit enger verknüpft: So können mit 12 Monaten Beitragszeit noch 260 
Taggelder bezogen werden, mit 18 Monaten wie bisher 400. 520 Taggelder 
kann eine versicherte Person beziehen, wenn sie 24 Beitragsmonate (heute 18) 
nachweisen kann und das 55. Altersjahr zurückgelegt hat oder eine Invaliden-
rente bezieht, die einem Invaliditätsgrad von mindestens 40 % entspricht. Von 
dieser Massnahme sind ältere Versicherte überdurchschnittlich betroffen. 
(7776) 
 Die Neuberechnung des versicherten Verdienstes nach einem Zwischenver-
dienst erfolgt aufgrund des erzielten Zwischenverdienstes und ohne die von der 
ALV bezahlten Kompensationszahlungen zu berücksichtigen. Damit könne das 
Risiko gesenkt werden, dass die Bemühungen um eine dauerhafte Anstellung 
wegen der heutigen grosszügigen Regelung verringert würden, wird in der Bot-
schaft (2008) argumentiert. Von dieser Massnahme sind Erwachsene (relativ zu 
Jugendlichen), Ausländerinnen und Ausländer sowie Regionen mit einem höhe-
ren Anteil an saisonalen Tätigkeiten überdurchschnittlich betroffen. (7776) 
 Für sämtliche Personen nach einem Schul- oder Studienabgang wird eine War-
tezeit von 120 Tagen eingeführt. Zudem wird die maximale Bezugsdauer für alle 
beitragsbefreiten Personen von heute 260 auf 90 Tage verkürzt. Anspruch auf 
höchstens 200 Taggelder haben Personen bis zum zurückgelegten 25. Alters-
jahr ohne Unterhaltspflichten gegenüber Kindern. Von dieser Massnahme sind 
Jugendliche und junge Erwachsene überdurchschnittlich betroffen (längere 
Wartezeit und verkürzte Bezugsdauer). (7776) 
 
Als weitere Sparmassnahme werden die Wartezeiten für Personen ohne Unterhalts-
pflichten gegenüber Kindern je nach Einkommen auf 10, 15 oder 20 Tage erhöht.  
 
Die Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes (AVIG) wurde am 26. September 
2010 an der Urne angenommen. Das revidierte AVIG wird per 01.04.2011 in Kraft ge-
setzt, Beitragserhöhung und Solidaritätsbeitrag werden bereits per 01.01.2011 einge-
führt.  
 




4. Aktivierung in der Sozialhilfe 
Armut – und damit verbunden auch die staatliche Sozialhilfe – ist in der Schweiz (wie-
der) ein Thema geworden, jüngstes Beispiel dafür ist die am 31. März 2010 vom Bun-
desrat vorgestellte ‚Gesamtschweizerische Strategie zur Armutsbekämpfung‘. In den 
vergangenen Jahren hat die staatliche Sozialhilfe im System der sozialen Sicherheit an 
Bedeutung deutlich zugenommen: Die eigentlich nur als subsidiäre Ergänzung zur Ab-
sicherung individueller Risiken gedachte kommunale Sozialhilfe ist zum „einzig struktu-
rell verlässlichen Netz“ geworden (Monika Stocker, 2007, S. 274). Über Jahrzehnte 
hinweg wurde Armut in der Schweiz nicht mehr als ernstes Problem wahrgenommen. 
Mitte der 1960er Jahre ging man davon aus, dass der Ausbau der Sozialversicherun-
gen und das Wirtschaftswachstum die Sozialhilfe zunehmend marginalisieren, Chris-
toph Häfeli (2008) erwähnt gar, dass man damals glaubte, die Armut sei besiegt (S. 14) 
oder wie Stocker (2007) es ausdrückt: „Arm sein ist nicht mehr ‚nötig‘“ (S. 275). Bereits 
bei der ersten grossen Rezession Mitte der 1970er Jahre hat sich dieser Optimismus 
jedoch als trügerisch erwiesen, die Zahl der Menschen, die auf Sozialhilfe angewiesen 
war, stieg ein erstes Mal stark an. Analog dem Anstieg der Arbeitslosigkeit war auch in 
der Sozialhilfe ein nächster markanter Anstieg in den 1990er Jahren zu verzeichnen.  
 
Der Anteil der langzeitarbeitslosen und ausgesteuerten Menschen nimmt stetig zu. Der 
Arbeitsmarkt bietet zudem immer weniger Nischen für wenig qualifizierte und leis-
tungsschwache Menschen, diese Personengruppe ist in der Sozialhilfe deutlich über-
vertreten (im Jahr 2008 verfügten 57 % der Sozialhilfeempfangenden über keine beruf-
liche Ausbildung, der Anteil an der Gesamtbevölkerung betrug demgegenüber ‚nur‘ 
26.3 %). Auch die veränderten Familienstrukturen bedeuten ein erhöhtes Armutsrisiko: 
Einelternfamilien haben ein mehr als dreimal höheres Risiko, von der Sozialhilfe ab-
hängig zu werden, als Personen in ‚intaktem‘ Familiengefüge. 2008 betrug die Sozial-
hilfequote7 2.9 Prozent, was 221‘262 Personen entspricht (Schweizerische Sozialhilfe-
statistik 2008, S. 6). 
 
Der ursprünglich hauptsächlich auf die materielle Grundsicherung bezogene Auftrag 
der Sozialhilfe hat sich gewandelt: Heute stehen die soziale und berufliche Integration 
unterstützter Personen gleichwertig neben der Existenzsicherung. Wie und wann nun 
aktivierende Elemente in die Sozialhilfe Eingang gefunden haben, soll im Folgenden 
anhand der Entwicklung der so genannten SKOS-Richtlinien aufgezeigt werden, wobei 
der Fokus wiederum auf die erkennbaren aktivierenden Elemente gelegt wird.  
4.1. Rechtliche Grundlagen der öffentlichen Sozialhilfe  
„Ein hervorstechendes Merkmal der heutigen öffentlichen Sozialhilfe in der Schweiz ist 
ihre Uneinheitlichkeit“ (Christoph Maeder & Eva Nadai, 2004, S. 31) – auch mehr als 
hundert Jahre nach den ersten Bestrebungen gibt es keine schweizerische ‚Armenge-
setzgebung‘. Neben Österreich ist die Schweiz das einzige europäische Land, das kein 
nationales Sozialhilfegesetz hat. Grundsätzlich ist Sozialhilferecht kantonales Recht. 
                                                        
7 „Unter der Sozialhilfequote versteht man den Anteil der Personen, die Sozialhilfe beziehen, an der Gesamtbevölkerung.“ 
(BFS, April 2010). 
 27 
 
Die Kantone sind aber nur im Rahmen des einschlägigen übergeordneten Rechts (na-
tionales und internationales Verfassungs- und Gesetzesrecht) frei, die Sozialhilfe zu 
regeln. Zuständig für die Ausrichtung der Sozialhilfe ist der Wohnort. (Johannes 
Schleicher, 2009, S. 261f) 
4.1.1. Bundesverfassung 
Im Gegensatz zur Arbeitslosenversicherung ist die staatliche Sozialhilfe , wie eben er-
wähnt, kantonal geregelt. In der Bundesverfassung finden sich gleichwohl Elemente 
der sozialen Sicherheit, verbindliche Verpflichtungen im sozialen Bereich fehlen jedoch 
(Knöpfel, 2009, S. 29f). Folgende Bestimmungen der Bundesverfassung (BV) sind für 
die Sozialhilfe von Bedeutung: 
- Artikel 12 BV: „Wer in Not gerät und nicht in der Lage ist, für sich zu sorgen, hat 
Anspruch auf Hilfe und Betreuung und auf die Mittel, die für ein menschenwür-
diges Dasein unerlässlich sind.“ 
- Art. 41 BV: Sozialziele (u.a. soziale Sicherheit, Gesundheit, angemessener 
Lohn, Familie, Wohnen) . Knöpfel (2009) macht darauf aufmerksam, dass die in 
Art. 41 BV festgehaltenen Sozialziele lediglich den Charakter von Orientie-
rungshilfen und Absichtserklärungen haben, da in Absatz 4 ausdrücklich darauf 
hingewiesen wird, dass kein unmittelbarer Anspruch auf staatliche Leistungen 
besteht (S. 30). Auch Raymond Caduff (2007) bezeichnet die Sozialziele aus 
diesem Grund als unverbindlich, doch sieht er in ihnen trotzdem wichtige Leitl i-
nien für das sozialpolitische Handeln (S. 34).  
 
Von besonderer Bedeutung für die Sozialhilfe sind auch Art. 7 (Menschenwürde), Art. 8 
(Rechtsgleichheit) und Art. 9 (Schutz vor Willkür und Wahrung von Treu und Glauben) 
BV.  
 
Artikel 115 BV legt fest, dass die Kantone für die Unterstützung Bedürftiger zuständig 
sind. Nach Häfeli (2008) schafft Art. 115 BV, 1. Satz keine Kompetenz des Bundes, 
sondern statuiert eine verfassungsrechtliche Verpflichtung der Kantone zur Ausrichtung 
der Sozialhilfe (S. 33). Das Wohnortsprinzip ist zudem Verfassungsgrundlage für das 
Bundesgesetz über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger (ZUG), in dem 
u.a. Fragen der interkantonalen Rückerstattung von Unterstützungsleistungen geregelt 
sind. 
4.1.2. Gesetzliche Grundlagen Kanton 
Verschiedene Kantone gewährleisten in ihrer Verfassung ausdrücklich ein Grundrecht 
auf Existenzsicherung. Im Kanton Bern ist es in Art. 29 Abs. 1 der Kantonsverfassung 
geregelt: „Jede Person hat bei Notlagen Anspruch auf ein Obdach, auf die für ein men-
schenwürdiges Leben notwendigen Mittel und auf grundlegende medizinische Versor-
gung.“ In Art. 30 werden verschiedene Sozialziele konkretisiert, die in Ergänzung der 
privaten Initiative und Verantwortung sowie im Rahmen der verfügbaren Mittel  verwirk-




Die meisten kantonalen Sozialhilfegesetze sind jüngeren Datums, auch dasjenige des 
Kantons Bern: Viele Elemente, die im Zusammenhang mit der gesetzlichen Entwick-
lung der Arbeitslosenversicherung beschrieben wurden (vgl. insbesondere Kap. 3.2 
und 3.5), lassen sich im Sozialhilfegesetz des Kantons Bern von 2001 auch beobach-
ten, so beispielsweise: 
 Die Ausrichtung am Grundsatz der Wirkungsorientierung, wobei die Wirkungs-
ziele vom Gesetzgeber breit definiert worden sind (Prävention, Hilfe zur Selbst-
hilfe, Ausgleich von Beeinträchtigungen, Behebung von Notlagen, Verhinderung 
von Ausgrenzung, Förderung der Integration). 
 Einführung von Zielvereinbarungen und Anreizsystemen. 
 Neue Steuerungsmodelle sowohl in der individuellen wie institutionellen Sozia l-
hilfe. 
 Regelmässige Überprüfung, ob und in welchem Masse die gesteckten Ziele tat-
sächlich erreicht werden. 
 
Im Kanton Bern wird das Sozialhilfegesetz gegenwärtig (Stand Dez. 2010) revidiert, 
der Regierungsrat hat die Teilrevision im August 2010 zuhanden des Grossen Rates 
verabschiedet. Die Revision des Sozialhilfegesetzes umfasst u.a. neue Datenschutzre-
gelungen und die Anzeigepflicht bei Sozialhilfemissbrauch. Weitere Anpassungen im 
Bereich der Sozialhilfe sind in der Änderung des Gesetzes über den Finanz- und Las-
tenausgleich (FILAG) enthalten. In Bezug auf die Sozialhilfe stehen mit dem Projekt 
FILAG 2012 zwei Themen im Zentrum: Zum einen die definitive Einführung der Sozial-
inspektion ab 2012, wobei die Aufwendungen unter bestimmten Voraussetzungen be-
reits für die Übergangszeit (2010 und 2011) lastenausgleichberechtigt sind. Zum ande-
ren soll im Sinne eines Anreizsystems für Kosteneffizienz in der Sozialhilfe ein Bonus-
Malus-System eingeführt werden: Sozialdienste, die mit ihren Sozialhilfekosten um ei-
nen gewissen Prozentsatz vom geschätzten Wert8 abweichen, sollen zukünftig mit ei-
nem Bonus belohnt bzw. mit einem Malus finanziell bestraft werden. 
4.2. SKOS-Richtlinien 
Die SKOS (Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe) engagiert sich als Fachverband 
für die Ausgestaltung und Entwicklung der Sozialhilfe in der Schweiz. Mitglieder sind 
VertreterInnen von Gemeinden, Kantonen, Bund sowie privaten Organisationen des 
Sozialbereichs. Die Organisation ist in der Fachwelt und der Politik stark verankert. Die 
SKOS „entstand aus dem Bedürfnis heraus, über die Kantons- und Gemeindegrenzen 
hinweg eine gewisse Koordination und Harmonisierung in der Sozialhilfe herbeizufüh-
ren“ (Rosmarie Ruder, 1999, S. 121). Auch wenn die SKOS damals noch nicht formell 
gegründet wurde, gilt die von der Redaktion des ‚Armenpflegers‘ einberufene Konfe-
renz von 1905 als deren Geburtsstunde. Die ersten zahlenmässig festgehaltenen 
Richtlinien wurden von der damaligen ‚Schweizerischen Konferenz für öffentliche Für-
sorge‘1967 unter dem Titel ‚SKöF9-Richtlinien für die Bemessung der materiellen Hilfe‘ 
als Empfehlungen an die Kantone herausgegeben. Die ‚Richtlinien zur Ausgestaltung 
und Bemessung der Sozialhilfe‘, wie sie heute heissen, wurden kontinuierlich weiter-
                                                        
8 Basis für diesen Wert sollen die durchschnittlichen Jahresaufwendungen von drei Jahren bilden.  
9 Bis Mitte 1996 hiess die SKOS SKöF (Schweizerische Konferenz für öffentliche Fürsorge) 
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entwickelt, der Umfang wuchs von anfangs zwei Seiten auf 180 Seiten im Jahr 2005. 
(Michael Hohn, 2005, S. 70f; Ruder, 1999, S. 117ff) 
 
Die SKOS-Richtlinien sind Empfehlungen zuhanden der Sozialhilfeorgane von Bund, 
Kanton und Gemeinden sowie der Organisationen der privaten Sozialhilfe und sollen – 
wie von den Initianten10 der Konferenz ursprünglich vorgesehen – zu einer einheitlichen 
Sozialhilfepraxis in der Schweiz beitragen. Verbindlich werden sie erst durch die kan-
tonale Gesetzgebung, die kommunale Rechtsetzung und die Rechtsprechung. Die 
meisten Kantone haben die SKOS-Richtlinien mittlerweile als verbindlich erklärt, so 
auch der Kanton Bern in Art. 8 der Sozialhilfeverordnung. Die Richtlinien gelten, so 
weit nicht das Sozialhilfegesetz oder die Sozialhilfeverordnung eine abweichende Re-
gelung vorsehen: „Näher geregelt werden aber die Voraussetzungen und die Bemes-
sung der Integrationszulagen und der Einkommensfreibeträge sowie die Pflicht er-
werbsloser Personen, eine Erwerbsarbeit anzunehmen bzw. an einer 
Integrationsmassnahme teilzunehmen“ (Vortrag GEF SHV 2006, S. 2). Die Verbind-
lichkeit der SKOS-Richtlinien wird gemäss Toni Wirz (2006) erhöht, indem juristische 
Instanzen aller Stufen bis zum Bundesgericht sie als Grundlage für die Beurteilung von 
Streitfällen im Sozialhilferecht beiziehen (S. 91). Wirz (2006) bezeichnet die SKOS-
Richtlinien als eine „verbindende Klammer über die 26 kantonalen Sozialhilfesysteme 
in der Schweiz“ (S. 91). 
4.2.1. SKöF-Richtlinien 1992 
Ende der 1980er Jahre wurden die Richtlinien erstmals seit 1967 vollständig überarbei-
tet, sie enthielten aber weiterhin praktisch ausschliesslich Empfehlungen zur materiel-
len Existenzsicherung. Als ansatzweise ‚aktivierendes Element‘ kann die neu empfoh-
lene Ausrichtung von allgemeinen Erwerbsunkosten verstanden werden, welche 
höhere Haushaltskosten abgelten und „indirekt auch einen Anreiz zur Erwerbstätigkeit 
darstellen sollen“ (ZöF, Nr. 2, Februar 1992, S. 21). 
 
Auch wenn in den Richtlinien von 1992 kaum aktivierende Elemente auszumachen 
sind, findet anfangs der 1990er Jahre auch in der Sozialhilfe ein Wandel statt, was sich 
schon in der Terminologie zeigt: Der Begriff Sozialhilfe ersetzt die ‚alte‘ Fürsorge, „um 
den Beginn einer neuen Ära zu markieren“ (Frauke Sassnick Spohn, 2005, S. 22). Pe-
ter Tschümperlin (1992) erläutert anhand verschiedener Stichwörter, wodurch sich das 
moderne Verständnis von Sozialhilfe zeigen soll, so beispielsweise Integrieren statt 
Kontrollieren. Mit Verweis auf die Armenpolizei des letzten und vorletzten Jahrhunderts 
wird die Integration betont, ohne das Kontrollieren ersetzen zu wollen: „Damit wird die 
Kontrollfunktion natürlich nicht völlig aufgehoben. Aber das Ziel der Kontrolle besteht 
nicht mehr darin, die gesellschaftliche Trennung aufrechtzuerhalten, sondern darin, die 
Integration, die Eingliederung zu ermöglichen und fördern“ (S. 171). Der Sozia lbera-
tung wird dabei eine Mittlerfunktion zugesprochen: „Mit dem hilfesuchenden, in vielerlei 
Hinsicht vom Ausschluss bedrohten Menschen soll ein Vertrag geschlossen werden, 
welcher der Allgemeinheit ebensoviele Vorteile bringt wie den Betroffenen“ (ibid.)  Der 
                                                        
10 Da dies ausschliesslich Männer waren, wird hier auch nur die männliche Form verwendet.  
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Vertragsgedanke11 wird auch unter den nächsten zwei Stichwörtern Tauschen statt 
Verteilen wieder aufgenommen, die Sozialhilfe soll zu einem Vertrag mit Rechten und 
Pflichten für beide Vertragsparteien werden: „Der Vertrag wäre unsittlich, wenn die ei-
ne Seite kraft ihrer Macht und z.B. mittels versteckter Drohungen die andere zum Ver-
tragsabschluss zwingen würde“ (ibid.) Verteilung bedeutet für Tschümperlin „so etwas 
wie eine Schenkung“, Tausch hingegen ein partnerschaftliches Handeln, „ein Geschäft, 
nach dessen Abwicklung keine Partei der anderen besonderen Dank oder spezielle 
Anerkennung schuldet“. Für die Sozialhilfe entscheidend sei nicht die Sicherung einer 
menschenwürdigen Existenz, sondern darüber hinaus  
 
„… tauschen wir die Bereitschaft Hilfesuchender zu gesellschaftlicher Integrations- und Entwicklungsleistung gegen 
staatliche Anerkennung, die sich finanziell, sonstwie materiell und immateriell ausdrücken kann. Also: Spielen wir 
doch nicht grosszügige Tanten und Onkel! Zeigen wir uns als Vertreter innen und Vertreter einer Gemeinschaft, eines 
Staates, der ein Interesse daran besitzt, dass seine wirtschaftlich Schwächsten und sozial Desintegriertesten dennoch 
einen ihnen gemässen Entwicklungsbeitrag leisten! Tauschen wir, statt zu verteilen!“ (Tschümperli, 1992, S. 172) 
 
1995 folgen Empfehlungen betr. Integrationsprogramme für Erwerbslose, die SKöF re-
agiert damit auf die gesellschaftlichen Entwicklungen bzw. die zunehmende Zahl von 
Langzeiterwerbslosen. Neben der Sicherung der materiellen Existenz sei es Aufgabe 
der Sozialhilfe, den durch Arbeitslosigkeit ausgelösten Prozess der sozialen Desinteg-
ration aufzuhalten und einen Reintegrationsprozess einzuleiten. Anerkannte und finan-
zielle Leistung – worunter nicht ausschliesslich, jedoch in erster Linie Erwerbsarbeit zu 
verstehen sei – trage wesentlich zur sozialen Integration bei. Beschäftigungs- oder 
„Ersatzarbeitsprogramme“ seien von den Sozialhilfeorganen entsprechend zu veran-
lassen, zu unterstützen und mitzutragen. Die Gegenleistung für die Tätigkeit besteht in 
Stunden-, Tages- oder Monatslohn. (SKöF, November 1995) 
 
Der Vertragsgedanke bringt das Prinzip der Gegenleistung ins Spiel, dadurch wird der 
Aktivierungsgedanke – wie im AVIG – anfangs der 1990er Jahre auch in der Sozialhilfe 
spürbar.  
4.2.2. SKOS-Richtlinien 1998 
Anlass zur erneuten Revision der SKOS-Richtlinien waren die sich verändernden 
Rahmenbedingungen für die Sozialhilfe in der ersten Hälfte der 1990er Jahre. Zu nen-
nen sind etwa die steigende Arbeitslosigkeit, die Zunahme der Fallzahlen in der Sozi-
alhilfe oder das neue Arbeitslosenversicherungsgesetz. Auch der immer kleiner wer-
dende Spielraum für die Beratung von Hilfesuchenden infolge des markanten Anstiegs 
der Fallzahlen auf den Sozialdiensten spielte eine Rolle: Durch Vereinfachung und 
Pauschalisierung sollte dieser wieder grösser werden. (ZeSo 1/97, S. 7) Wie die SKOS 
im Begleitbrief zur Vernehmlassung der neuen Richtlinien bei den Mitgliedern schreibt, 
beruhen die SKOS-Richtlinien „auf einem modernen Verständnis der Sozialhilfe und 
geben eine umfassende Antwort darauf, wie Sozialhilfe in der heutigen Zeit auszuge-
stalten ist“, wenn sie den Erfordernissen der Zeit gerecht werden wolle (ZeSo 5/97, S. 
74). Und die Zeit steht im Zeichen der Aktivierung, wie im Folgenden gezeigt wird.  
                                                        
11 Aus rechtlicher Sicht kann im Rahmen der Sozialhilfe nicht von einem Vertrag gesprochen werden: Sozialhilferecht 
ist öffentliches Recht und dort entstehen Rechte und Pflichten durch einseitig autoritatives, hoheitliches Handeln 
der hierzu befugten Behörde. „Die klassische Figur zur Begründung individueller Rechte und Pfl ichten im öffentli-




Die SKOS empfiehlt den Sozialhilfeorganen, Sozialhilfesuchenden ein Merkblatt mit ih-
ren Rechten und Pflichten abzugeben. (SKOS 11/98, A.5-1) Neu aufgenommen wer-
den Richtlinien zu Kürzungen von Unterstützungsleistungen (A.8-1). Grundsätzlich 
braucht es für die Kürzung von Sozialhilfeleistungen entsprechende Bestimmungen im 
kantonalen Recht. Unter Hinweis darauf empfiehlt die SKOS, Leistungskürzungen zu 
prüfen, wenn es Sozialhilfesuchenden an Kooperation mangelt oder wenn ihre Integra-
tionsanstrengungen ungenügend sind. Als Kürzungsgründe nennt die SKOS den un-
rechtmässigen Leistungsbezug, grobe Pflichtverletzung oder Rechtsmissbrauch (A.8-
2). Sofern der Grundsatz der Verhältnismässigkeit beachtet wird, sehen die Richtlinien 
das Nichtgewähren, Kürzen oder Streichen von situationsbedingten Leistungen und 
Grundbedarf II (erstmalig für die Dauer von 12 Monaten und nach gründlicher Überprü-
fung um maximal weitere 12 Monate) sowie – bei Vorliegen qualifizierter Gründe (gro-
be Pflichtverletzung, unrechtmässiger Leistungsbezug in besonders gravierenden oder 
wiederholten Fällen) – das Kürzen von Grundbedarf I um maximal 15 Prozent (für die 
Dauer von bis zu 6 Monaten) vor. (A.8-3) Unterstützungsleistungen nicht zu gewähren 
oder einzustellen ist nach SKOS unzulässig. Nur wenn sich eine betroffene Person 
weigert, die zur Bedarfsbemessung nötigen Angaben beizubringen, obwohl sie er-
mahnt wurde und ihr die Konsequenzen schriftlich angedroht worden sind, kann das 
zuständige Sozialhilfeorgan Unterstützungsleistungen mit schriftlicher Verfügung nicht 
gewähren respektive einstellen. (SKOS 11/98, A.8-4) 
 
Auf der anderen Seite sollen besondere Integrationsanstrengungen von Sozialhilfesu-
chenden auch finanziell anerkannt werden können. So wird erwerbstätigen unterstütz-
ten Personen neben den effektiven mit der Erwerbstätigkeit zusammenhängenden zu-
sätzlichen Kosten wie beispielsweise Mehrkosten für auswärtige Verpflegung oder 
Transportkosten eine Pauschale für allgemeine Erwerbskosten ausgerichtet. Diese 
Pauschale in Höhe von 250 Franken bei einem 100%-Pensum ist als Anreiz gedacht; 
sie soll aber gleichzeitig auch die aufgrund einer Erwerbstätigkeit erhöhten Haushalts-
kosten abgelten. (SKOS 11/98, C.3-I und 3-2) Am Grundsatz der vollen Anrechnung 
von verfügbarem Einkommen wird jedoch festgehalten (SKOS 11/98, E.I-I) Auch die 
Teilnahme an sozialen oder beruflichen Integrationsmassnahmen soll durch materielle 
(Geld) und immaterielle (im Sinne einer persönlichen Aufwertung) Anreize gefördert 
werden (s. dazu auch die Ausführungen im nächsten Abschnitt). 
4.2.3. Massnahmen zur sozialen und beruflichen Integration (1999) 
Die Massnahmen zur sozialen und beruflichen Integration werden in einem neuen, se-
paraten Kapitel in die Richtlinien integriert, damit wird der Auftrag der Sozialhilfe um 
das Kernelement der Integration erweitert. Sie stellen sicher die markanteste Änderung 
der Richtlinien dar. Die ursprünglich vorgeschlagenen Bestimmungen zu den ‚Mass-
nahmen zur sozialen und beruflichen Integration‘ waren auf Wunsch der Romandie 
vollständig überarbeitet worden. Sie wurden erst anfangs 1999 in die Richtlinien auf-





„Mit materieller Hilfe allein erfüllt die Sozialhilfe ihren Auftrag nicht. Dazu gehört ebenfalls eine professi o-
nelle Beratung. Ein rein auf den Geldbeutel beschränktes Anreiz- und Sanktionssystem reicht nicht aus. 
Immer deutlicher zeigt sich, dass infolge der Strukturkrise in der Wirtschaft die Sozialhilfe noch ein drittes 
Element einbeziehen muss: die soziale und berufliche Integration über Programme.“ (ZeSo 12/97, S. 180) 
 
Die drei Kernelemente der Sozialhilfe sind also neu: Unterstützung, Beratung, Integra-
tionsprogramme. Die Sozialhilfe sei so kein Kostenfaktor, sondern eine Investition „in 
die Zukunft unserer Gesellschaft“. (ZeSo 10/97, S. 148f)  
 
In den SKOS-Richtlinien werden sechs Prinzipien formuliert, die bei Massnahmen zur 
sozialen und beruflichen Integration zu beachten sind: 
- Gegenseitigkeit bildet die Grundlage für die Massnahmen und beruht auf der Basis 
von Leistung und Gegenleistung. 
- Anreiz: Materielle (Geld) und immaterielle (Persönlichkeitsbildung, höhere berufl i-
che Qualifikation, soziale Kontakte usw.) Anreize sollen die Teilnahme an sozialen 
oder beruflichen Integrationsmassnahmen fördern. Bemüht sich eine betroffene 
Person trotz für sie zumutbaren Massnahmen ungenügend um eine Integration, 
können die Sozialhilfeleistungen gekürzt werden. 
- Keine Rückerstattung: Bei Sozialhilfeleistungen, die auf dem Prinzip der Gegensei-
tigkeit beruhen, empfehlen die SKOS, auf die Rückerstattungspflicht und auf die 
Geltendmachung der Verwandtenunterstützungspflicht zu verzichten. 
- Integrative Wirkung: Für die Qualität einer Massnahme wesentlich sind sowohl der 
persönliche Nutzen für die betroffene Person wie auch der Nutzen für die Allge-
meinheit. Vorrangig ist die Integrationswirkung für die Teilnehmenden. 
- Hilfe zur Selbsthilfe: Integrationsmassnahmen bauen auf den Stärken und Res-
sourcen der Betroffenen auf, nutzen und fördern sie und setzen nicht bei den per-
sönlichen Defiziten an. Qualifiziertes Fachpersonal ist deshalb sowohl für die Pla-
nung wie die Durchführung der Massnahmen wesentlich. 
- Schriftlicher Vertrag: Ein schriftlicher Vertrag zwischen der betroffenen Person und 
der zuständigen Behörde bzw. dem Programmträger regelt die gegenseitigen 
Rechte und Pflichten, die Art und Höhe der finanziellen Leistungen, die individue l-
len Ziele und allfällige Konsequenzen bei Nichteinhaltung des Vertrags. (SKOS 
11/98, D.2-I bis 2-4) 
4.2.4. SKOS-Richtlinien 2005 
Steigende Fallzahlen in den Sozialdiensten, anhaltend hohe Arbeitslosigkeit, knapper 
bemessene Finanzen – Themen, die die sozialpolitische Diskussion bereits ein Jahr-
zehnt vorher geprägt haben und es nach wie vor tun. Die Kritik an den alten Richtl inien 
wurde immer lauter, weil sich die Höhe der Unterstützungsleistungen für nicht erwerbs-
tätige Bedürftige und Working Poor nur unwesentlich unterschied, was bedeutete, dass 
sich Arbeit rein finanziell kaum lohnte. Dazu kamen der immer lauter werdende Ruf der 
Kantone nach Einsparungen und der immer klarer geäusserte Wunsch der Praxis nach 
verbesserten Integrationsinstrumenten. Diese Forderungen nach Neuerungen, zusam-
men mit der Besorgnis um die gesamtschweizerische Akzeptanz ihrer Richtlinien, ver-
anlasste die SKOS zu einer erneuten Teilrevision. Im Zentrum stand das Bestreben, in 
den Richtlinien die Zielsetzung der sozialen und beruflichen Integration gegenüber der 
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Existenzsicherung stärker zu betonen. Das zugehörige Motto: „Arbeit soll sich lohnen“. 
Die Sozialhilfe soll vermehrt aktivierend wirken, Leistungen werden kaum noch voraus-
setzungslos erbracht. (Hohn, 2005, S. 4f; Knöpfel, 2009, S. 63f; ZeSo 1/2005, S. 18ff)  
 
In Kapitel A.2 ‚zum ethischen Verständnis der Sozialhilfe‘ wird diese Entwicklung wie 
folgt begründet: „Die starken wirtschaftlichen und sozialen Veränderungen sowie das 
zunehmende Spannungsfeld von Ansprüchen und Anforderungen an das Sozialwesen 
bei gleichzeitig knappen öffentlichen Mitteln haben einen Wandel im Sozialstaatsver-
ständnis vom Versorgerstaat zum aktivierenden Sozialstaat bewirkt“ (SKOS 04/05, A.2-
I). 
 
Die beschriebene Gewichtsverschiebung kommt in den SKOS-Richtlinien deutlich zum 
Ausdruck: 
- Minderung der Unterstützungsbedürftigkeit (Pflichten A.5.2): Von unterstützten 
Personen wird ein aktiver Beitrag zu ihrer beruflichen und sozialen Integration 
erwartet. 
- Das Prinzip von Leistung und Gegenleistung wird neu unter den Grundprinzi-
pien der Sozialhilfe aufgeführt (A.4). Gleichzeitig erscheint das Prinzip auch bei 
den Grundsätzen zu den Massnahmen zur sozialen und beruflichen Integration: 
Die Idee von Leistung und Gegenleistung wird als „wechselseitig nützlicher Pro-
zess“ verstanden. Die Leistung von Unterstützten in Form von Erwerbsarbeit, 
gemeinnütziger Tätigkeit, Betreuung, Nachbarschaftshilfe oder beruflicher bzw. 
persönlicher Qualifizierung usw. wird von den Sozialhilfeorganen mit einer Ge-
genleistung in Form von materiellen Anreizen honoriert, die zur Eigenständigkeit 
motivieren sollen.  
- Kapitel D ‚Massnahmen zur sozialen und beruflichen Integration‘: Die beiden 
einleitenden Sätze „Zweck der Sozialhilfe ist die materielle Existenzsicherung. 
Ziel der Sozialhilfe ist die soziale und berufliche Integration.“ betonen den Sys-
temwechsel sehr deutlich.  
- Integrationsmassnahmen werden als Investition bezeichnet (D.2-2), da sie sich 
längerfristig doppelt auszahlen, nämlich über die Verminderung der Sozialhilfe-
kosten durch die erhöhte wirtschaftliche Selbständigkeit der Betroffenen und 
über die Sicherung des sozialen Friedens. 
- Verbindlichkeit der Massnahme und Sanktionen (D.2-3): Ein schriftlicher Vertrag 
zwischen der betroffenen Person und dem zuständigen Sozialhilfeorgan regelt 
die Teilnahme an einer Integrationsmassnahme. Sanktioniert werden kann eine 
hilfesuchende Person eine schriftlich vereinbarte Massnahme „ohne Zustim-
mung der anderen Vertragspartei“ abbricht, sie nicht antritt oder sich weigert, an 
einer zumutbaren und als hilfreich qualifizierten Massnahme tei lzunehmen. 
 
Der Systemwechsel lässt sich auch in folgenden Bestimmungen erkennen: 
- Senkung des sozialen Existenzminimums um 7%, neu wird das Dezil (die ein-
kommensschwächsten 10% der Haushalte) als Referenzgrösse für das sozial-
hilferechtliche Existenzminimum festgelegt, bisher waren es die untersten 20%. 
- Für Working Poor ist ein Einkommensfreibetrag (EFB) zwischen 400 und 700 
Franken vorgesehen. Eine untere Begrenzung auf 100 oder 200 Franken soll 
auch kleine Arbeitspensen attraktiv machen. 
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- Für nicht erwerbstätige, aber kooperationsbereite und leistungsfähige Sozialhi l-
febezügerInnen wird eine Integrationszulage (IZU) zwischen 100 und 300 Fran-
ken eingeführt. Die IZU ist je nach Art der erbrachten Leistung und ihrer Bedeu-
tung für den Integrationsprozess abzustufen. Die Teilnahme in einem 
Tagesstrukturangebot kann so einen tieferen Beitrag bewirken als eine Integra-
tionsaktivität, die einer beruflichen Arbeit ähnlich ist.  
- Die minimale Integrationszulage (MIZ) in der Höhe von 100 Franken wird nur 
ausgerichtet, wenn a) die Leistungsbereitschaft ausgewiesen ist und b) eine er-
hebliche gesundheitliche Einschränkung besteht, die durch ein Arztzeugnis und 
nötigenfalls durch eine vertrauensärztliche Stellungnahme nachgewiesen ist. 
Ein weiteres Kriterium liegt dann vor, wenn die Sozialhilfeorgane unterstützten 
Personen, die zu Leistungen bereit wären, keine entsprechenden Integrations-
angebote zur Verfügung stellen oder vermitteln können. (Hohn, 2005, S. 4f; 
Knöpfel, 2009, S. 64; SKOS 04/05, C.2, C.3, D.5, E.1; ZeSo 1/2005, S. 18ff) 
 
Das Gegenstück zum oben vorgestellten, differenzierten System finanzieller Anreize 
bilden weiterhin die Sanktionen, neu trägt das Kapitel A.8 den Titel ‚Kürzung, Verwei-
gerung und Einstellung von Unterstützungsleistungen‘12. Die Grundsätze werden leicht 
angepasst: Eine gesetzliche Grundlage vorausgesetzt, haben die Sozialhilfeorgane 
nach SKOS das Recht, Leistungskürzungen vorzunehmen und solche nicht mehr ‚nur‘ 
zu prüfen. Auch die weiteren Anpassungen sind minimal, doch zeigen sie, dass Leis-
tungskürzungen rascher, unkomplizierter und länger verfügt werden können als 1998: 
Damals war bei der Kürzung von Sozialhilfeleistungen zu prüfen, ob die betroffene 
Person vorgängig klar informiert und verwarnt worden ist, nach den neuen Richtlinien 
reicht die vorgängige Information. Auch kann einer allfälligen Beschwerde neu die auf-
schiebende Wirkung entzogen werden. Der tiefere Grundbedarf für den Lebensunter-
halt kann weiterhin um höchstens 15 Prozent gekürzt werden, die Dauer der Kürzung 
wurde aber von 6 auf 12 Monate ausgedehnt und kann – sofern die materiellen Kür-
zungsvoraussetzungen weiterhin gegeben sind und ein neuer Entscheid getroffen wird 
– um weitere 12 Monate verlängert werden. 1998 war ein solcher Eingriff lediglich bei 
grober Pflichtverletzung und unrechtmässigem Leistungsbezug in besonders gravie-
renden oder wiederholten Fällen möglich. 2005 wird nicht mehr definiert, in welchen 
Fällen eine solche Sanktion angebracht wäre. Es wird nurmehr auf den Grundsatz der 
Verhältnismässigkeit hingewiesen, der je nach Fehlverhalten und dem dadurch verur-
sachten Schaden bezüglich Ausmass und Dauer der Kürzung ein differenziertes Vor-
gehen gebiete. Im Abschnitt über die Verweigerung von Leistungen mangels nachge-
wiesenem Bedarf (1998 „Nichtgewähren resp. Einstellung von Leistungen“) fehlt der 
Eingangssatz: „Es ist unzulässig, Unterstützungsleistungen nicht zu gewähren oder 
einzustellen.“ Neu wurde auch ein eigenes Kapitel zur Einstellung von Leistungen für 
die Grundsicherung eingefügt: 
 
„Eine Einstellung von Unterstützungsleistungen für die Grundsicherung (Gesundheit, Wohnen, Lebensun-
terhalt) ist ausnahmsweise dann zulässig, wenn die unterstützte Person sich in Kenntnis der Konsequen-
zen ihres Entscheides ausdrücklich und wiederholt weigert, eine ihr mögliche, zumutbare und konkret zur 
Verfügung stehende Arbeit anzunehmen oder einen ihr zustehenden, bezifferbaren und durchsetzbaren 
                                                        
12 In den Richtlinien 1998 hiess das Kapitel A.8 „Kürzungen von Unterstützungsleistungen“, ein allfälliges Nichtgew äh-
ren oder Einstellen von Leistungen wurde im Unterkapitel A.8-4 behandelt. 
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Rechtsanspruch auf Ersatzeinkommen geltend zu machen, wodurch sie in die Lage versetzt würde, ganz 
oder teilweise für sich selber zu sorgen.“ (SKOS 04/05, A.8-5) 
 
In einem solchen Fall werde das Subsidiaritätsprinzip – dieses wird in den Richtlinien 
2005 auch andernorts verstärkt betont13 – verletzt und damit fehle eine der beiden Vor-
aussetzungen von Art. 12 Bundesverfassung. Eine derart einschneidende Massnahme 
muss strengen Bedingungen genügen und aufgrund eines korrekten Verfahrens erfo l-
gen. Das konkrete Vorgehen wird anschliessend detailliert beschrieben.  
 
Auch wenn die SKOS in Kapitel A.2 „zum ethischen Verständnis der Sozialhilfe“ betont, 
dass die grosse Mehrheit der Hilfesuchenden nach Kräften mit den Sozialhilfeorganen 
zusammenarbeitet, taucht der Begriff Missbrauch zum ersten Mal in den Richtlinien 
auf: 
 
„In diesem Sinn ist die Sozialhilfe partnerschaftliche Hilfe, die Übervorteilung oder Missbrauch aus-
schliesst. Deshalb enthalten diese Richtlinien zwar Instrumente zur Bekämpfung jeglichen Sozialhilf e-
missbrauchs; sie setzen aber den widerrechtlichen Bezug von Sozialhilfe nicht als Regelfall voraus und 
verkommen damit nicht zu einer ‚Missbrauchsgesetzgebung‘.“ (SKOS 04/05, A.2-2) 
 
Mit der Beschränkung der Richtlinien auf eine Art ‚Rahmengesetz‘ wurde der Forde-
rung der Kantone und Gemeinden nach einem grösseren Handlungsspielraum und 
wirksameren Möglichkeiten der Missbrauchsbekämpfung Rechnung getragen. (Hohn, 
2005, S. 4; ZeSo 1/2005, S. 18) Dass die SKOS das Thema aufgreift zeigt, dass die 
Missbrauchsthematik in der öffentlichen Diskussion vermehrt auftaucht. 
5. Von Welfare zu Workfare in AVIG und SKOS-Richtlinien 
Wie in der Begriffsbestimmung gezeigt, ist das Prinzip von Leistung und Gegenleistung 
konstitutives Element von Workfare. Umgesetzt wird Workfare durch verschiedene ak-
tivierende Massnahmen (vgl. Kap. 2.5). In diesem Kapitel werden die aktivierenden 
Elemente von AVIG und SKOS-Richtlinien herausgearbeitet und zusammengefasst. 
Zudem wird versucht, die verschiedenen Elemente der je eigenen Ausprägung von 
Workfare, die durch die drei Wohlfahrtsstaatstypen formuliert werden, zuzuordnen. Es 
sind dies: 
- Im neoliberalen Ansatz: Sozialleistungen werden noch stärker an Bedingungen 
geknüpft und Individuen in prekäre Erwerbskarrieren gezwungen.  
- Im neokonservativen Ansatz: Leistungskürzungen und Leistungseinstellung als 
Ausweg aus der Armutsfalle. 
- Im Ansatz von New Labour: Verknüpfung von Sozialleistungen mit einer allge-
meinen Bewerbungspflicht und der Pflicht zur gestützten Beschäftigung.  
5.1. AVIG 
In der Arbeitslosenversicherung erfolgte der Paradigmenwechsel von den passiven zu 
den aktiven (im Sinne von Aktivierung) Massnahmen mit der Revision von 1995. Prä-
                                                        
13 So beispielsweise bei der Anrechnung von Vermögen oder bei finanziellen Ansprüchen gegenüber Dritten.  
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ventivmassnahmen wie Beiträge an Umschulung, Weiterbildung oder Programme zur 
vorübergehenden Beschäftigung wurden zwar bereits 1982 ins AVIG aufgenommen, 
doch verstand man sie damals noch ausgeprägter als Angebot für die Versicherten. Mit 
der Revision von 1995 wurde die möglichst rasche und nachhaltige Wiedereingliede-
rung von Arbeitslosen in den ersten Arbeitsmarkt und damit die Betonung der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik zur zentralen Zielsetzung erhoben. Damit wurde auch das Prinzip 
von Leistung und Gegenleistung ins AVIG aufgenommen: Versicherte werden ver-
pflichtet, an arbeitsmarktlichen Massnahmen teilzunehmen. Darin lässt sich eine deut-
lich neoliberale Handschrift erkennen. 
 
Mit der Förderung der aktiven Massnahmen wurden verschiedene restriktive Mass-
nahmen eingeführt, so etwa  
- eine niedrigere Lohnersatzrate für Arbeitslose ohne Behinderung oder Fami-
lienpflichten sowie mit höheren Einkommen 
- die Einführung einer fünftägige Karenzfrist, 
- verschärfte Zumutbarkeitsbestimmungen oder verschärfte Verhaltensregeln und 
Sanktionsbestimmungen. 
Hier lassen sich sowohl neoliberale wie neokonservative Tendenzen erkennen.  
 
Dass die Revision von 1995 auch von sozialdemokratischer Seite geprägt war, zeigen 
u.a. folgende Regelungen:  
- Die gesetzliche Verankerung des Anrechts auf eine vorübergehende Beschäft i-
gung von Versicherten (Art. 72a AVIG), 
- die verschiedenen Anreize, die aktiven Versicherten geboten wurden, so bei-
spielsweise die ‚besonderen‘ Taggelder, die für die Teilnahme an arbeitsmarkt-
lichen Massnahmen geleistet wurden, 
- das Mindestangebot an Plätzen, das die Kantone bereitzustellen hatten,  
- das Lohnkonzept bei Teilnahme an Beschäftigungsprogrammen, das bei Errei-
chen der Beitragszeit zur Eröffnung einer neuen Rahmenfrist führte.  
 
Auch hinter der Revision stehende Überlegungen zeugen von sozialdemokratischem 
Einfluss. So beispielsweise diejenige, dass durch die Teilnahme an arbeitsmarktl ichen 
Massnahmen die Negativwirkungen, die Arbeitslosigkeit vielfach mit sich bringt, ver-
hindert oder zumindest vermindert werden sollen. 
 
Die 1995 geschaffenen Anreize fallen jedoch schon bei den nächsten AVIG-Revisionen 
weg:  
- Bereits mit dem Stabilisierungsprogramm von 1998 erfolgt bei Beschäftigungs-
programmen der Wechsel vom Lohn- zum Taggeldkonzept; 
- mit der ‚technischen‘ Revision 2000 wird das von den Kantonen bereitzustellen-
de Mindestangebot an Plätzen in arbeitsmarktlichen Massnahmen abgeschafft; 
- die ‚besonderen‘ Taggelder werden mit der Revision 2002 gestrichen.  
 
Zudem werden die Zugangsregeln nach und nach verschärft: Z.B. durch  
- die schrittweise Erhöhung der Beitragszeit von 6 Monaten im Jahr 1995 auf bis 
24 Monate im Jahr 2010 
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- durch die Erhöhung der Karenzfrist von 5 Tagen im Jahr 1995 auf bis zu 20 Ta-
ge im Jahr 2010, 
- durch die Erhöhung der Wartezeit für sämtliche Personen nach einem Schul- 
oder Studienabgang.  
 
Auch die folgenden zwei Bestimmungen der Revision 2010 zeigen die zunehmend re-
striktiver werdende Richtung der Arbeitslosenversicherung: Die Neuberechnung des 
versicherten Verdienstes nach einem Zwischenverdienst erfolgt ohne Berücksichtigung 
der von der ALV bezahlten Kompensationszahlungen. Aus der Teilnahme von Sozial-
hilfebezügerInnen an von der öffentlichen Hand finanzierten arbeitsmarktlichen Mass-
nahmen erwächst kein Anspruch mehr auf einen erneuten Leistungsbezug bei der Ar-
beitslosenversicherung. Diese Änderungen zeigen eine sowohl zunehmend 
neoliberale, aber mit den vorgenommenen Leistungskürzungen auch neokonservative 
Prägung der Arbeitslosenversicherung. 
 
Von 1995 bis 2010 ist klar eine Entwicklung Richtung Workfare zu beobachten. Die 
Senkung der Lohnersatzrate bzw. Taggelder der Arbeitslosenversicherung, die Reduk-
tion der maximalen Bezugsdauer und die restriktiver werdenden Zugangsregeln und 
Leistungsvoraussetzungen führen zu einer zunehmenden Kommodifizierung und Strati-
fizierung. 
5.2. SKOS-Richtlinien 
In den SKOS-Richtlinien von 1992 finden sich kaum aktivierende Elemente. In zeitgle i-
chen Beiträgen in der ‚Zeitschrift für öffentliche Fürsorge‘ wird der Begriffswechsel von 
der ‚Fürsorge‘ zur ‚Sozialhilfe‘ diskutiert. Im diesem Zusammenhang tauchen der Ver-
tragsgedanke und das Prinzip der Gegenleistung auf (vgl. Kap. 4.2.1). Dies lässt ver-
muten, dass erste Diskussionen stattfinden. Bereits 1995, also parallel zum Paradig-
menwechsel der passiven zu den aktiven Massnahmen des AVIG, nimmt die SKöF 
Empfehlungen betreffend Integrationsprogramme für Erwerbslose in ihre Richtlinien 
auf. Die Gegenleistung besteht aus einem marktüblichen Lohn. Restriktive Elemente 
fehlen noch weitgehend.  
 
Mit den SKOS-Richtlinien von 1998 erfolgte eine erste Anpassung, die Tendenzen 
Richtung Workfare sind spürbar. Auf eine leichte Verstärkung des Aktivierungsgedan-
kens weisen folgende Punkte hin:  
- Die definitive Aufnahme eines Kapitels zu Integrationsmassnahmen, damit zu-
sammenhängend 
- die Erweiterung der Kernaufgaben (Unterstützung und Beratung) der Sozialhilfe 
durch ‚Integrationsprogramme‘ sowie 
- die in den Richtlinien formulierten Prinzipien, insbesondere diejenigen von ‚Ge-
genseitigkeit‘ (im Sinne von Leistung und Gegenleistung) und ‚schriftlicher Ver-
trag‘ (mit dem Hinweis auf Konsequenzen bei Nichteinhaltung des Vertrags). 
 
Zusammen mit der Möglichkeit, Leistungen bei mangelnder Kooperation oder ungenü-
genden Integrationsbemühungen zu kürzen, lassen sich sanft neoliberale, aber auch 




Die Teilnahme an den Massnahmen kann als bedingt verbindlich bezeichnet werden. 
Im Kommentar zu den Richtlinien und in Diskussionen in Fachzeitschriften wird haupt-
sächlich die integrierende und unterstützende Funktion der Massnahmen betont. Erste 
Anreize werden gesetzt, indem empfohlen wird, eine Pauschale für allgemeine Er-
werbsunkosten auszurichten und Leistungen, die auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit 
beruhen, von der Rückerstattungs- und Verwandtenunterstützungspflicht auszuneh-
men. Massnahmen haben eher Angebotscharakter. Diese Punkte lassen sozialdemo-
kratische Einflüsse erkennen. 
 
Der eigentliche Paradigmenwechsel hin zu Workfare erfolgte in den SKOS-Richtlinien 
mit der Revision von 2005. Die Aktivierung erfolgt ab diesem Zeitpunkt mittels Anreizen 
und Sanktionen: Integrationsbemühungen werden belohnt, mangelnde Kooperation 
bestraft. Unter dem Motto ‚Arbeit soll sich lohnen‘ wird in den Richtlinien von 2005 ein 
ausgeklügeltes Anreizsystem vorgeschlagen, das Bemühungen von Leistungsempfän-
gerInnen Richtung Integration bzw. Arbeitsmarkt spürbar belohnt. Der in den SKOS-
Richtlinien von 2005 neu aufgenommene Grundsatz der Integrationsmassnahmen als 
Investition verweist auf Argumentationsmuster, die vom ‚Dritten Weg‘ formuliert werden 
(vgl. Heinz-Jürgen Dahme & Norbert Wohlfahrt, 2005, S. 12f). Mit den gleichzeitig ver-
schärften Bestimmungen und Sanktionsmöglichkeiten bis hin zur Leistungseinstellung 
bei Personen, die nicht bereit sind zu kooperieren, scheint jedoch hauptsächlich das 
neoliberale, aber auch das neokonservative Gedankengut stark verbreitet zu sein. Wei-
tere neoliberale Ideen sind:  
- Das Prinzip von Leistung und Gegenleistung findet sich gleich an zwei Stellen 
als Grundsatz, nämlich in A.4 und D.2. 
- Massnahmen zur sozialen und beruflichen Integration haben verpflichtenden 
Charakter, die Verbindlichkeit wird mit einem schriftlichen Vertrag zwischen der 
betroffenen Person und dem zuständigen Sozialhilfeorgan festgehalten. Bricht 
eine hilfesuchende Person eine schriftlich vereinbarte Massnahme ab, tritt sie 
eine solche nicht an oder weigert sie sich, an einer ihr zumutbaren und als hil f-
reich qualifizierten Massnahme teilzunehmen, kann dieses Verhalten sanktio-
niert werden.  
- Auch die Einstellung von Leistungen für die Grundsicherung ist in gewissen Fäl-
len möglich.  
- Senkung des Existenzminimums auf die einkommensschwächsten 10 % der 
Haushalte. 
 
Die SKOS-Richtlinien von 2005 sind ein Kompromiss zwischen dem Aktivierungsprin-
zip und Prinzipien der paternalistischen Sozialhilfe, die Tendenz Richtung Workfare 
wird deutlich. Nur ‚wirklich Bedürftige‘ (Stichwort Missbrauchsdebatte, vgl. Kap. 3.3.3 
und 4.2.4) sollen gezielt Sozialhilfeleistungen erhalten und dies mit dem Ziel, sie mög-
lichst schnell wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Die zunehmende Stigmatisie-
rung von LeistungsempfängerInnen und die Bindung von Leistungen an eine Arbeits-
pflicht wirken kommodifizierend und stratifizierend. 
 
Sowohl die Arbeitslosenversicherung wie die Sozialhilfe haben sich im Laufe der letz-
ten zwei Jahrzehnte klar Richtung Aktivierung bzw. Workfare entwickelt, dies ist mit 
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den Ausführungen von Kapitel 2 bis 4 deutlich geworden. Das Prinzip von Leistung und 
Gegenleistung wurde in beiden Einrichtungen verankert. Durch den verstärkten Druck 
sollen Betroffene schneller (wieder) in den Arbeitsmarkt gebracht werden. Die Absicht 
ist zwar verständlich, doch steht sie im Widerspruch zur strukturellen Arbeitslos igkeit: 
Arbeitsplätze für Niedrigqualifizierte (diese sind sowohl in der Arbeitslosenversicherung 
wie in der Sozialhilfe übervertreten) und Nischenarbeitsplätze in der Industrie wurden 
in den letzten Jahren durch zunehmende Automation und Outsourcing abgebaut. In 
Anlehnung an das von Esping-Andersen 1996 als ‚welfare without work‘ bezeichnete 
Dilemma des kontinentaleuropäischen konservativen Wohlfahrtsstaats formuliert Ste-
phan Lessenich (2005) das neue Dilemma als ‚activation without work‘ (S. 21).  
 
Damit kann Frage 2 wie folgt beantwortet werden: Sowohl in der Arbeitslosenversiche-
rung wie in den SKOS-Richtlinien haben aktivierende Elemente im Laufe der letzten 
zwei Jahrzehnte deutlich zugenommen. Zu bemerken ist, dass in den SKOS-Richtlinien 
neben Sanktionen eine ganze Palette von Anreizen geschaffen wurde (Bonus-Malus-
System), während im AVIG – neben den im Zusammenhang mit der Teilnahme an 
Massnahmen zusammenhängenden Mehrkosten (Transport- und Verpflegungskosten) 
– keine Anreize mehr bestehen. Sowohl im AVIG wie in den SKOS-Richtlinien hat eine 
Entwicklung hin zu Workfare stattgefunden. Damit sind eine zunehmende Kommodifi-
zierung und Stratifizierung festzustellen.  
6. Sozialarbeit im aktivierenden Sozialstaat – Empowerment 
In diesem Kapitel wird der Blick auf die Menschen gelenkt, die der aktivierende Sozial-
staat aktivieren will. Im ersten Teil wird der Empowerment-Ansatz vorgestellt. Der zwei-
te Teil zeigt die veränderten Rollen von Professionellen der Sozialen Arbeit auf, die 
den Empowerment-Ansatz als Grundlage ihres Handelns verstehen. 
6.1. Der Empowerment-Ansatz 
Der Begriff Empowerment hat in sehr unterschiedlichen Fachgebieten Eingang gefun-
den, so etwa in der Politik, im Gesundheitswesen, in der Entwicklungszusammenarbeit 
oder in der Unternehmensführung. In der Sozialen Arbeit haben in den letzten 20 Jah-
ren nur wenige Begriffe die Diskussion um Leitlinien so nachhaltig beeinflusst wie die-
ser. (Armin Sohns, 2009, S. 76) Das Empowerment-Konzept kommt ursprünglich aus 
den USA und gewinnt seit Beginn der 1990er Jahre auch im deutschen Sprachraum 
zunehmend Beachtung und kritische Aufnahme. Sabine Pankofer (2000a) sieht das 
Empowerment-Konzept als besonders zukunftsweisendes Modell in der Bewältigung 
der komplexen Aufgaben Sozialer Arbeit im Kontext gesellschaftlicher Veränderungen 
wie Globalisierung und Individualisierung, die zu Verschärfungen von Lebenslagen vie-
ler AdressatInnen Sozialer Arbeit führen (S. 7). Sohns (2009) beschreibt den Empo-
werment-Prozess wie folgt: 
 
„Das theoretische Konzept geht von der Annahme aus, dass Menschen – gerade solche, die sich in der 
Vergangenheit als stigmatisiert, ausgegrenzt und minderwertig empfunden haben – mit der Erfahrung von 
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Wahrnehmung, Interesse, Zutrauen, also: sozialer Anerkennung, und eigenen aktiven Gestaltungsmög-
lichkeiten ermutigende Prozesse und das Gefühl einer zunehmenden Eigenmacht erleben, das zu eige-
nen Aktivitäten, zu einem Sich-Betätigen anregt. Hierüber entwickeln sich zunehmendes Selbstwertemp-
finden und individuelle und soziale Sicherheit – insgesamt die Voraussetzungen für das Festigen des 
Gefühls der Selbstbefähigung, einer machtvollen Kraft.“ (Sohns, 2009, S. 77) 
 
Das Empowerment-Konzept stellt auf der Basis eines humanistischen Menschenbildes 
die Potenziale und Ressourcen eines jeden Menschen in den Vordergrund. Empower-
ment kann als Haltung, aber auch als Handlungsansatz oder handlungsleitendes Kon-
zept in der psychosozialen Praxis verstanden werden, als ein Arbeitsprinzip oder eine 
Arbeitsperspektive, die die Aufmerksamkeit auf die individuellen und kollektiven Stär-
ken und die Zukunft der AkteurInnen richtet. (Pankofer, 2000a, S. 7ff; Sohns, 2009, S. 
76; Franz Stimmer, 2006, S. 51) 
6.1.1. Traditionslinien von Empowerment 
Das Empowerment-Konzept kann in zwei Traditionslinien gesehen werden: Zum einen 
aus seiner Entstehung als Emanzipationsbewegung sozial benachteiligter Menschen 
heraus: Die Wurzeln liegen vor allem in der amerikanischen Bürgerrechtsbewegung 
der 1960er Jahre14; sie finden sich aber auch in der Friedens- und der Frauenbewe-
gung. Es geht um die aktive Aneignung von Freiräumen, Kompetenzen und Macht 
durch die Betroffenen, Sohns (2009) spricht deshalb vom Aneignungskonzept (S. 79). 
Zum anderen die historisch jüngere Traditionslinie, die das Empowerment-Konzept in 
seiner Konsequenz auf den Arbeitsansatz professioneller Fachpersonen in der Sozia-
len Arbeit anwendet. Das Empowerment-Konzept wird in dieser Tradition für die beruf-
liche Hilfe reklamiert, was bedeutet, dass auch professionell Tätige im Sinne von Em-
powerment wirken können, indem sie Ermächtigungsprozesse der AdressatInnen 
unterstützen. Sohns (2009) spricht deshalb vom Stützungskonzept. (Norbert Herriger, 
2010, S. 18f; Pankofer, 2000a, S. 10; Sohns, S. 76ff) 
6.1.2. Begriffliche Annäherung 
Eine einheitliche Definition des Begriffs Empowerment gibt es nicht. ‚to empower‘ be-
deutet ‚jemanden berechtigen‘ oder ‚ermächtigen, etwas zu tun‘. Das Substantiv Em-
powerment wird mit ‚Selbstbefähigung‘, ‚Selbstbemächtigung‘ übersetzt. Herriger 
(2010) bezeichnet den Begriff als ‚Begriffsregal‘, das mit unterschiedlichen Grundüber-
zeugungen, Werthaltungen und moralischen Positionen aufgefüllt werden kann. Er 
schlägt vier Zugänge vor, um den Fokus des Empowerment-Begriffs zu präzisieren. Im 
politischen Zugang wird das zentrale Begriffselement ‚power‘ als ‚politische Macht‘ in 
den Vordergrund gerückt. In diesem ersten Wortsinn thematisiert der Begriff die struk-
turell ungleiche Verteilung von politischer Macht und Einflussnahme. Im lebensweltli-
chen Zugang wird ‚power‘ als ‚Stärke‘, ‚Kompetenz‘, ‚Durchsetzungskraft‘, ‚Alltagsver-
mögen‘ verstanden. Dieser alltagsbezogene Begriff findet vor allem in der Rezeption 
des Empowerment-Konzeptes durch die Soziale Arbeit Verwendung. Im reflexiven Zu-
gang werden die aktive Aneignung von Macht, Kraft und Gestaltungsvermögen durch 
                                                        
14 Hier sei auf das 1976 erschienene Buch von Barbara B. Solomon „Black Empowerment: social work in oppressed 
communities“ verwiesen, in dem das Empowerment-Konzept erstmals beschrieben wurde (vgl. Herriger, S. 21) 
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die von Machtlosigkeit und Ohnmacht Betroffenen selbst und damit der Aspekt der 
Selbsthilfe und der aktiven Selbstorganisation betont. Im transitiven Zugang werden 
Aspekte des Ermöglichens, der Unterstützung und der Förderung von Selbstbestim-
mung durch andere betont. (Herriger, 2010, S. 13ff)  
 
Allen vier Zugängen gemeinsam ist der Rückbezug auf die Konstruktion einer Subjekt i-
vität, die die Kraft findet, für sich und für andere ‚ein besseres Leben‘ zu erstreiten. 
Dabei greift der Empowerment-Diskurs Vorstellungsbilder und Argumentationsmuster 
auf, die auch in anderen normativen Entwürfen gesellschaftlicher Praxis enthalten sind: 
Autonomie, Mündigkeit, Empanzipation, gelingende Lebensbewältigung, die Suche 
nach einer authentischen und kohärenten Identität. (Herriger, 2010, S. 18) 
6.1.3. Ziele von Empowerment 
Ziel von Empowerment ist es, grundsätzlich vorhandene Fähigkeiten der Menschen zu 
kräftigen und Ressourcen aufzubauen, zu stärken und freizusetzen, die für ein selbst-
bestimmtes Ausgestalten eigener individueller Lebenswege und Lebensräume förder-
lich sind. Aus professioneller Sicht ist Empowerment „das Anstiften zur (Wieder-
)Aneignung von Selbstbestimmung und das Ausfüllen des eigenen Lebensalltags“ 
(Sohns, 2009, S. 82). Als emanzipatorischer und gleichzeitig gesellschaftskritischer 
Ansatz schliesst die Zielsetzung neben der Stärkung der individuellen Persönlichkeit 
auch die wertorientierte Vermittlung von Werten wie Solidarität, Gemeinschaft, 
Menschlichkeit und schliesslich soziale Gerechtigkeit ein. Der Fokus ist dabei system-
übergreifend und -verbindend, was heisst, dass beispielsweise neben dem Anregen 
von persönlichen Kompetenzen auch die Verbesserung von Lebensbedingungen Inhal-
te des Empowerment-Ansatzes sind. Im Vordergrund steht zunächst die soziale Si-
cherheit, insbesondere materielle Ressourcen wie Einkommen, Wohnraum, Infrastruk-
tur, die von der Gesellschaft als erstes gestärkt werden müssen. Gleichzeitig wird aber 
auch das Aufbauen dieser Ressourcen in den Empowerment-Ansatz integriert, was 
bedeutet, dass Hilfe zur Selbsthilfe bereits bei der selbständigen finanziellen Absiche-
rung und der Stärkung der Resilienzen gegen Druck von aussen beginnt. Sohns (2009) 
erkennt als Ziel denn auch ‚mehr Eigeninitiative‘: „Die Menschen sollen ihre Lebensbe-
dingungen selbst verändern und hierzu ihre eigenen Kompetenzen ausbauen und nut-
zen“ (S. 82). 
6.1.4. Die Philosophie der Menschenstärken als Basis von Empowerment 
Ausgangspunkt sowohl von Empowerment wie der Philosophie der Menschenstärken 
ist die Kritik an der tradierten und nach wie vor stark verbreiteten Defizit-Perspektive. 
An die Stelle des Defizit-Blickwinkels tritt ein neuer Blick auf die Stärken und Eigenres-
sourcen der AdressatInnen sozialer Dienstleistung. Den konzeptuellen Kern des Em-
powerment-Konzeptes sieht Herriger (2010) vor allem in einem veränderten, optimisti-
schen Menschenbild, das „die Wahrnehmung der Lebenswirklichkeit des Adressaten 
und die Entwürfe einer sensiblen alltagsorientierten Unterstützungspraxis durch die 
Soziale Arbeit anleitet“ (S. 72). Im Zentrum stehen die Stärken und die Fähigkeit, auch 
in Lebensetappen der Hilflosigkeit und Demoralisierung eine produktive Lebensregie 
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zu führen und gestaltend die Umstände und Situationen des eigenen Alltags zu model-
lieren. (Herriger, 2010, S. 72) 
 
Die Orientierung an den Stärken der AdressatInnen Sozialer Arbeit wird in der anglo-
amerikanischen Debatte als ‚strengths model‘ gehandelt. Herriger (2010, S. 75ff) präz i-
siert das Modell der Menschenstärken anhand von sechs Bausteinen:  
(1) Das Vertrauen in die Fähigkeit jedes Einzelnen zu Selbstgestaltung und gelingen-
dem Lebensmanagement 
(2) Die Akzeptanz von Eigen-Sinn und der Respekt auch vor unkonventionellen Le-
bensentwürfen. Ausgangspunkt ist zunächst die vorbehaltlose Akzeptanz der Per-
son und ihrer konflikthaften Lebensentwürfe. Fachpersonen nehmen die Einzigar-
tigkeit ihres Gegenübers bewusst wahr und zeigen Respekt vor spezifischen 
Eigenarten, aber auch Respekt gegenüber ihrer eigenen Sichtweise. Basisregeln 
und Grundwerte sind verinnerlicht, was auch zu der Notwendigkeit führen kann, 
Grenzen aufzuzeigen. 
(3) Das Respektieren der eigenen Wege und der eigenen Zeit der Betroffenen und der 
Verzicht auf strukturierte Hilfspläne und eng gefasste Zeithorizonte. In aller Regel 
verlaufen Empowerment-Prozesse in Umwegen, Rückschritten, Warteschleifen, sie 
landen in Sackgassen der Entmutigung und des Stillstandes und steuern damit 
Kurse, die in den Augen der beruflichen HelferInnen vielfach unproduktiv hohe 
Ressourcen von Zeit und Lebensenergie verbrauchen.  
(4) Der Verzicht auf entmündigende Expertenurteile über die Definition von Lebens-
problemen, Problemlösungen und wünschenswerten Lebenszukünften. Das Ver-
trauen in die Selbstgestaltungskräfte der Menschen und ihre Lebenssouveränität 
bedeutet immer auch einen Verzicht auf vorschnelle Expertenurteile über die 
Standards des ‚richtigen Lebens‘. Das offene und machtgleiche Aushandeln von 
Lebensperspektiven tritt an die Stelle des sicheren Expertenurteils.  
(5) Die Orientierung an der Lebenszukunft der Klientin/des Klienten. Der Blick im Em-
powerment-Prozess richtet sich in erster Linie nach vorne in die Lebenszukunft der 
KlientInnen und auf die Schritte, die in diese Zukunft hinein ein Mehr an Selbstbe-
stimmung und produktivem Lebensmanagement möglich machen können.  
(6) Die Orientierung an einer ‚Rechte-Perspektive‘ und ein parteiliches Eintreten für 
Selbstbestimmung und soziale Gerechtigkeit. Der letzte Baustein verweist auf den 
ethischen Werterahmen von Empowerment: Menschen sind Träger von unveräus-
serlichen Freiheitsrechten und diese bilden das praxisethische Fundament der So-
zialen Arbeit. Für das Empowerment-Konzept, sein Menschenbild und sein metho-
disches Handeln sind drei ethische Grundüberzeugungen handlungsleitend: Die 
Wahrung von Selbstbestimmungsrechten, das Eintreten für soziale Gerechtigkeit 
und das Einlösen von Rechten auf demokratische Partizipation. (Herriger, 2010, S. 
79f) 
6.1.5. Ebenen des Empowerment 
Empowerment-Prozesse vollziehen sich auf drei Ebenen, die stets vielfältig miteinan-
der verknüpft und nur analytisch zu trennen sind: der individuellen Ebene, der Ebene 
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von Gruppen und Organisationen15 und der strukturellen Ebene. Der eigentliche Sinn 
des Empowerment erschliesst sich erst in der Verknüpfung dieser Ebenen zu einem 
übergreifenden Handlungskonzept. Die Kraft liegt in der wechselseitigen Abhängigkeit 
und Integration von Veränderung auf individueller, gruppenbezogener und struktureller 
Ebene (Wolfgang Stark, 2002, S. 61). Für Albert Lenz (2002) ist es ohne weiteres vor-
stellbar, dass ganz traditionell die individuelle Ebene im Mittelpunkt der Bemühungen 
steht. Voraussetzung dabei ist für ihn aber gleichzeitig, dass die anderen Ebenen im-
mer präsent und lebendig bleiben: Die verschiedenen Ebenen „müssen gewissermas-
sen eine Denkfolie bilden, die vielleicht im konkreten Fall mehr im Hintergrund wirksam 
ist, aber ohne weiteres im Verlauf der gemeinsamen Arbeit plötzlich wichtig werden 
kann, das heisst in den Vordergrund rücken“ (Heiner Keupp, Lenz & Stark, 2002, S. 
79). Im Rahmen dieser Arbeit sind die ersten zwei Ebenen von Interesse, auf die struk-
turelle Ebene wird nicht eingegangen. 
 
Auf der individuellen Ebene geht es darum, bei Betroffenen Prozesse zu fördern, die 
sie in dem Bewusstsein stärken, ihre Situation prinzipiell beeinflussen zu können. Die 
Methoden sollen zunächst dazu beitragen, mögliche Muster einer ‚erlernten Hilf losig-
keit‘16 zu erschliessen und damit korrespondierende Gefühle von Machtlosigkeit abzu-
bauen. Gegenrezepte gegen die erlernte Hilflosigkeit erkennt Herriger (2010) in der 
‚Philosophie der Menschenstärken‘ (vgl. Kap. 5.1.4). Er führt als mögliche Instrumente 
bzw. Verfahren der Förderung eines psychologischen Empowermentprozesses an: mo-
tivierende Gesprächsführung, Ressourcendiagnostik, Unterstützungsmanagement als 
Arrangieren von Ressourcen, biographisches Lernen und das von ihm eingeführte Ver-
fahren des Kompetenzdialogs (S. 87ff). 
 
Auf der Ebene von Gruppen und Organisationen führt Herriger (2010) zwei Aspekte 
auf: Zum einen zielt Empowerment auf die Eröffnung von neuen Gestaltungsspielräu-
men für BürgerInnenbeteiligung und ziviles Engagement, zum anderen auf die Ausges-
taltung jener Arbeitsplatzstrukturen, in die die Soziale Arbeit eingebunden ist (S. 157). 
Die Implementation einer Empowerment-Praxis in Organisationen der Sozialen Arbeit 
hat nach Herriger (2010) folgende Zielsetzungen: Verbesserte Verfahren der  BürgerIn-
nenbeteiligung (Partizipation), verbesserte Leistungsfähigkeit der Organisation (Effekt i-
vität und Dienstleistungsqualität) sowie die Schaffung einer neuen Qualität des Arbeits-
lebens für die Organisationsmitglieder (Humanisierung des Arbeitslebens und 
autonome Arbeitsgestaltung) (S. 171).  
6.1.6. Empowerment-Phasen  
Eine der frühesten und nach Herriger (2010) zugleich überzeugendsten Arbeiten zur 
Beschreibung von Empowerment-Prozessen ist das Phasenmodell von Charles Kieffer 
(1981; 1984). Empowerment-Prozesse vollziehen sich demnach in vier Phasen, die 
                                                        
15 Herriger (2010) unterteilt diese Ebene in zwei eigenständige Ebenen und kommt somit auf vier Ebenen.  
16 „Das Konzept der ‚erlernten Hilflosigkeit‘ (Seligmann, 1975) verdeutlicht, wie die Erfahrung, in bestimmten, verein-
zelten Situationen, ein Problem nicht selbst lösen zu können, verallgemeinert wird, so dass ein Defizit -Syndrom 
ausgeprägter Hilflosigkeit entsteht, das sich dann in dem Glauben manifestiert, überhaupt nichts mehr für sich 
tun zu können. Bestimmte life-events … , biografische Ereignisse, die mit Stress und einer entsprechenden An-
passungsleistung verbunden sind, sind oft die Basis eines solchen Defizit -Syndroms, vor allem wenn sie kumu-
liert auftreten und auch den Blick für vorhandene Bewältigungsmöglichkeiten versperren (Verlust des Arbeitspla t-
zes und Partnerprobleme und Krankheit …)“ (Stimmer, 2006, S. 52) 
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zwar aufeinander aufbauen, jedoch nicht immer als lineare Abfolge verstanden werden 
können. Ausgangspunkt von Empowerment-Prozessen ist – wie bereits früher erwähnt 
– ein Gefühl der Ohnmacht, die Erwartung, dass man durch eigenes Handeln die Le-
bensverhältnisse nicht verändern kann.  
(1) Die Phase des Einstiegs – die Mobilisierung – kann mehrere Monate dauern, sie 
ist gekennzeichnet durch Zeiten der Unsicherheit, des Erkundens der eigenen 
Möglichkeiten und Fähigkeiten. Betroffene beginnen schliesslich, sich bei schmerz-
lichen Erlebnissen (z.B. Krankheit, Verlust der Partnerin/des Partners oder Arbeits-
losigkeit) gegen ihr Schicksal zu wehren und aktiv zu werden.  
(2) Engagement und Förderung: Nach den ersten, spontanen und an direkte Ereignis-
se gebundenen Aktivitäten kommt es zu einer kritischen Phase, in der die An-
fangsbegeisterung und -wut abgeebbt sind, die Energien müssen sich zu einem 
stabileren Engagement entwickeln. Die Rolle einer unterstützenden Person, der 
Mentorin/des Mentors (z.B. Professionelle) scheint besonders zentral zu sein. 
Stark (2002) erachtet bereits ein förderndes soziales Klima als eine wichtige Basis 
für Empowerment-Prozesse – unabhängig von personifizierten Unterstützungsleis-
tungen (S. 59).  
(3) Integration und Routine: Die ersten tastenden Versuche, sich selbst als aktives 
Mitglied einer Gemeinschaft zu verstehen und zu erkennen, dass man fähig ist, 
sich in soziale und politische Zusammenhänge einzumischen und diese zu gesta l-
ten, stabilisieren sich und werden teilweise zur Routine. Dabei reift die Einsicht, 
dass sich die Personen/Gruppen verändert und weiterentwickelt haben, dass sie 
im sozio-politischen Sinn ‚erwachsen geworden sind‘17.  
(4) Überzeugung und ‚brennende Geduld‘: Kennzeichnendes Merkmal dieser Phase 
ist eine „entwickelte Organisations- und Konfliktfähigkeit“ (Stark, 1996, S. 124). Er-
folge brauchen zwar Zeit und Geduld, doch hat sich auch eine Überzeugung ver-
ankert, dass es möglich ist, am gesellschaftlichen Leben aktiv teilzuhaben und 
gemeinsam mit anderen Ziele zu erreichen und Veränderungen herbeizuführen. 
Diese ‚brennende Geduld‘ erweist sich als wesentliche Kraft für längerfristige Pro-
zesse. (Herriger, 2010, S. 138; Stark, 1996, S. 120ff) 
6.2. Empowerment und Soziale Arbeit 
Der Empowerment-Ansatz hat Auswirkungen auf das professionelle Selbstverständnis 
von Sozialarbeitenden. Auf der einen Seite verändert sich das Verhältnis zwischen 
Professionellen und AdressatInnen, auf der anderen Seite lassen sich auf der Grund-
lage des Ansatzes neue Rollen definieren. 
6.2.1. Verhältnis Professionelle – AdressatInnen 
Die Empowerment-Perspektive beinhaltet vor allem eine radikale Abkehr vom traditio-
nellen Verhältnis zwischen den Beteiligten: Das professionelle Verständnis auf dem 
Hintergrund von Empowerment ist geprägt von Kooperation und Partnerschaftlichkeit, 
                                                        
17 Kieffer (1981; 1984) kleidet die Entwicklungsverläufe von Empowerment-Prozessen in die Metapher des „Erwach-
sen-Werdens“: Er beschreibt die Transformationsprozesse als dynamische kollektive Reise der Veränd erung, die 
‚von einem Stadium sozio-politischen Analphabetentums (illiteracy or infancy) hin zu einem Stadium des sozio -
politischen Erwachsen-Seins“ führt (Kieffer, 1984, S. 18, zit. in Herriger, S. 138f) 
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ins Zentrum professionellen Denkens und Handelns rückt der Gedanke der Partizipat i-
on im Sinne von Teilhabe. Professionelle werden damit zu MentorInnen, Lebensweg-
begleiterInnen, GeburtshelferInnen, die ermutigen, motivieren, Verknüpfungen herstel-
len und Austauschprozesse anstossen. Eine solche Zusammenarbeit erfordert eine 
„beständige Reziprozität von Bemühen, Ideen, Ressourcen und – wohl am wichtigsten 
– Respekt“ (Herriger, 2010, S. 232). 
 
Aufgabe der Professionellen ist es in erster Linie, die Bedingungen zu schaffen, um ei-
nen Prozess zu ermöglichen, durch den die Menschen Ressourcen erhalten, die sie 
besser zur Gestaltung ihrer Lebensumstände und zur Erreichung ihrer Ziele und Wün-
sche befähigen. Der Empowerment-Ansatz kritisiert fürsorgliche Strukturen der profes-
sionellen Hilfsangebote und stellt die Dominanz der ExpertInnen, ihre mehr oder weni-
ger versteckte Definitions-, Ausführungs- und Kontrollmacht in der Hilfebeziehung 
grundsätzlich in Frage. Er richtet sich gegen herkömmliches paternalistisches Handeln 
von Professionellen, gegen die vielfach erlernte Hilflosigkeit und setzt auf die Rückge-
winnung eines subjektiven Gefühls von Kontrolle über das eigene Leben durch den 
Einsatz partizipativer Strategien. Empowerment als Grundlage psychosozialer Praxis 
bedeutet für professionell Handelnde also, dass sie bereit sein müssen, die traditione l-
le hierarchisch-paternalistische Ebene professioneller Arbeit aufzugeben und sich auf 
Prozesse des Aushandelns und Verhandelns, des gemeinsamen Suchens und Entde-
ckens einzulassen. (Lenz, 2002, S. 15f) 
6.2.2. Rollen 
Empowerment – so wurde aufgezeigt – benötigt ein spezifisches Verständnis von Hilfe 
und ein spezifisches Selbstverständnis von Professionellen. Herriger (2010) bezeichnet 
das Empowerment-Programm als „eine offene Einladung zur Entwicklung einer neuen 
Kultur des Helfens, die die Autonomie der Lebenspraxis und der Lebensentscheidun-
gen der AdressatInnen Sozialer Arbeit anerkennt und zukunftsoffene Prozesse des Er-
kundens, des Entdeckens und des Sich-Veränderns anstösst“ (Herriger, 2010, S. 232). 
In Kapitel 6.1.1 wurden zwei Traditionslinien von Empowerment beschrieben, die in 
zwei unterschiedliche Arbeitsansätze münden: den personenbezogenen Ansatz der 
Stärkung und Bekräftigung und den strukturbezogenen der politischen Mobilisierung 
und Anwaltschaft. Empowerment-Arbeit ist eine Arbeit in vielen Rollen und Rollen-
wechseln: „Nicht Festlegung und Methodenfixierung, sondern Flexibilität, Experimen-
tierfreude und Offenheit gegenüber unterschiedlichen methodischen Versatzstücken 
und Interventionsverfahren kennzeichnen diese Arbeit.“ (Herriger, 2010, S. 236) 
 
Herriger (2010) entwickelt „in dieser ‚bunten‘ Professionalität“ (S. 236) auf dem Hinter-
grund von Empowerment sechs neue Rollen für Mitarbeitende im psychosozialen Feld: 
 
Lebenswelt-AnalytikerIn 
„Fundament dieser neuen Professionalität ist die Fähigkeit der MitarbeiterInnen, die 
Mikropolitik alltäglicher sozialer Ungleichheiten, in die die Lebensgeschichten ihrer Ad-
ressaten eingespannt sind, transparent werden zu lassen“ (S. 236). Das Ziel ist es, in-
dividualisierende Selbstattributionen wahrzunehmen und zu entschlüsseln und damit 
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kognitive und emotionale Auswege aus der erlernten Hilflosigkeit aufzuzeigen und 
möglich zu machen. (S. 236) 
 
Kritische LebensinterpretIn 
Aufgabe der Professionellen sind stellvertretende Lebensdeutungen. Es geht „um die 
Inszenierung eines verständigungsorientierten biographischen Dialogs“, der sowohl re-
trospektiv – als gemeinsame interpretative Aufarbeitung der bisherigen Lebenswege, 
Beziehungsgeschichten und Abhängigkeitserfahrungen – als auch prospektiv – als 
Entwurf einer wünschenswerten und auch erreichbaren persönlichen Zukunft – gerich-
tet ist. (Herriger, 2010, S. 236f).  
 
NetzwerkerIn und RessourcenmobilisiererIn  
Soziale Arbeit zielt hier – über das Stiften von neuen Kontakten und die unterstützende 
Wegbegleitung hinaus – auf Ressourcenmobilisierung: Auf der einen Seite geht es 
darum, ein transparentes Bild des Spektrums verfügbarer Ressourcen herzustellen, auf 
der anderen Seite um die Vermittlung bürokratischer Kompetenzen mit dem Ziel, die 
‚Nutzerkompetenzen‘ zu stärken und die Barrieren der Inanspruchnahme von Ressour-
cen zu vermindern. (Herriger, 2010, S. 237) 
 
Intermediäre/r BrückenbauerIn 
Hier steht die Vermittlungsarbeit zwischen BürgerInnen und Verwaltung im Vorder-
grund. Neben der Aufgabe, Möglichkeitsräume für BürgerInnenbeteiligung aufzu-
schliessen und ‚Brückenperson‘ zwischen engagierten BürgerInnen und AkteurInnen 
auf der Ebene der administrativen und politischen Entscheidungsfindung zu sein, sind 
auch Moderations- und Mediationsarbeit zentral. (Herriger, 2010, S. 237) 
 
NormalisierungsarbeiterIn 
Hier geht es darum, „beständig für das Recht der Klienten auf unkonventionelle Le-
bensentwürfe einzutreten und die gesellschaftlichen Toleranzzonen für deren Eigen-
Sinn zu erweitern“ (S. 238), dies selbst dann, wenn diese Entscheidungen nach ande-
ren Beurteilungskriterien in Sackgassen führen. Professionelle müssen dabei auf dem 
schwierigen und schmalen Grat zwischen der Wahrung der Selbstbestimmung und der 
Notwendigkeit eines schützenden und kontrollierenden Eingreifens balancieren. (Herr i-
ger, 2010, S. 238; Pankofer, 2000a, S. 17) 
 
Organisations- und SystementwicklerIn 
Die Entwicklung einer neuartigen sozialpolitischen Professionalität, die sich in der Öff-
nung administrativer und politischer Strukturen für Partizipation und BürgerInnenbete i-
ligung zeigt, rundet das skizzierte Rollenbild ab. „Das Projekt Empowerment mündet 
hier also schliesslich in einer spezifischen sozialpolitischen Fachlichkeit, die die Mitar-
beiterInnen im sozialen Feld in die Lage versetzt, sich in engagierter Parte ilichkeit und 
jenseits der Schwerkraft institutioneller Loyalitäten auf einen kritischen Dialog mit der 
Macht einzulassen“ (Herriger, 2010, S. 239) 
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6.2.3. Psychologisches Empowerment auf der individuellen Ebene 
In Arbeitsintegrationsprogrammen arbeiten Sozialarbeitende hauptsächlich auf der in-
dividuellen Ebene, aus diesem Grund werden im Folgenden nur Instrumente und Me-
thoden vorgestellt, die sich auf diese Ebene beziehen. Auf der individuellen Ebene 
geht es darum, bei Betroffenen Prozesse zu fördern, die sie in dem Bewusstsein stär-
ken, ihre Situation prinzipiell beeinflussen zu können. Herriger (2010) führt u.a. die fo l-




Am Anfang der Empowerment-Arbeit stehen häufig Anstrengungen, nicht oder wenig 
motivierte Klientinnen und Klienten durch motivierende Gesprächsführung allmählich 
zu motivierten Verbündeten in Veränderungsprozessen zu machen. Der Arbeitsansatz 
ist geeignet, gerade bei Klientinnen und Klienten, die eine lange Erfahrungsgeschichte 
erlernter Hilflosigkeit hinter sich haben, eine produktive Veränderungsmot ivation ent-
stehen zu lassen. (Herriger, 2010, S. 87ff) 
 
Kompetenzdialog 
Das von Herriger eingeführte Verfahren des Kompetenzdialogs basiert auf drei Grund-
prinzipien der lösungsorientierten Beratung. Erstens auf dem Respekt vor der Lebens-
autonomie der Klientinnen und Klienten. Insoo Kim Berg beschreibt dies wie folgt: „Wir 
halten es für ausserordentlich bedeutsam, dass KlientInnen das Gefühl haben, dass 
sie über ihr Leben soweit wie möglich selbst entscheiden. Indem sie bei der Zielbe-
stimmung und Erarbeitung der Lösungen mitwirken, können sie über den weiteren Ver-
lauf ihres Lebens mitentscheiden. In dieser Haltung drückt sich Respekt für unsere 
KlientInnen aus, und wir arbeiten mit ihnen, statt für sie.“ (Berg, 2006, S. 86) Ein zwei-
tes Grundprinzip ist die Prozessorientierung der Beratung. Auch dazu ein Zitat von 
Berg: „…die lösungsorientierte Therapie (glaubt), dass Veränderungsprozesse unver-
meidlich sind und sich fortwährend ereignen. Der buddhistischen Auffassung ver-
gleichbar, wonach Stabilität nur eine Illusion ist, die aus Augenblicken besteht, die im 
Gedächtnis festgehalten werden, betrachtet dieses Modell das menschliche Leben als 
einen Prozess ständigen Wandels.“ (Berg, 2006, S. 25f) Das dritte Grundprinzip findet 
sich in der radikalen Zukunftsorientierung des Beratungsprozesses. Anders als Bera-
tungskonzepte psychoanalytischer und psychiatrischer Tradition, die an eine kausale 
Verknüpfung von Problem-Genese und wirksamen Lösungsmitteln glauben, gilt der 
Blick in der lösungsorientierten Beratung allein einer veränderten Lebenszukunft der 
Betroffenen. Berg begründet dies wie folgt: „Es hat allerdings nur begrenzten Nutzen, 
über Gefühle zu sprechen und sich in die Vergangenheit der KlientInnen zu vertiefen, 
weil das Verstehen von Gefühlen und der eigenen Geschichte nicht die Zukunft ändert. 
Das Leben verändert sich, wenn man etwas tut.“ (Berg, 2006, S. 79) 
 
Diesen Grundüberzeugungen folgend definiert Herriger (2010) für den Kompetenzdia-
log drei Arbeitsphasen: Zielfokussierung, Reframing sowie stellvertretende Lebensdeu-
tung und Ko-Konstruktion von Lösungswegen. Der Kompetenzdialog vertraut auf „die 





Der Blick in die Zukunft ist im Empowerment-Konzept wesentlich, aber auch der Blick 
in die Vergangenheit hat verschiedene Funktionen. Grundüberzeugung der biographi-
schen Arbeitsansätze ist es, dass Menschen Lebenskohärenz, also die sichernde Er-
fahrung der Sinnhaftigkeit der eigenen Lebensgeschichte und die Erfahrung der Au-
thentizität der eigenen Lebenswege in Selbsterzählungen (Selbstnarrationen) 
konstruieren. Herriger (2010) nennt als Ziel des erzählenden Wiederaufgreifens von 
biographischen Fäden, „Würde und Wert des eigenen Lebens – allen Lebensniederla-
gen und Verlusten zum Trotz – zu erinnern, die Schatten negativ eingefärbter Selbst-
Typisierungen zu bannen und Schutzschilder gegen Identitätsreduktionen und Ohn-
machtserfahrungen aufzubauen“ (S. 118f). Dadurch werden Möglichkeitsräume eröf f-
net, in denen Betroffene „in der rückschauenden reflexiven Aneignung der lebensge-
schichtlich aufgeschichteten Erfahrungsbestände Werkzeuge für die Bearbeitung des 
Zurückliegenden und Orientierungen für das noch unbekannte Zukünftige gewinnen“ 
können (Herriger, 2010, S. 119).  
7. Aktivierung versus Empowerment 
In diesem Kapitel wird zunächst auf Parallelen von Empowerment und Aktivierung (im 
Sinne von Workfare) hingewiesen, in einem zweiten Schritt werden dann anhand von 
vier ausgewählten Themen Differenzen aufgezeigt.  
 
Empowerment und der aktivierende Sozialstaat bzw. Workfare weisen einige Parallelen 
auf: Beide Ansätze haben ihren Ursprung in den USA. Beide werden seit Beginn der 
1990er Jahre auch in Europa diskutiert und zunehmend umgesetzt. Die wachsende 
Verbreitung setzt kurz nach dem faktischen Zusammenbruch der Sowjetunion und dem 
eigentlichen Beginn der Globalisierung ein. Beide Ansätze setzen an bei der Kritik an 
der Vergangenheit. Workfare kritisiert den klassischen Wohlfahrtsstaat, weil dieser e i-
ne ‚soziale Hängematte‘ darstelle, die letztlich zur Entmündigung der Bürgerinnen und 
Bürger führe. Empowerment kritisiert herkömmlich hierarchisch-paternalistisches Han-
deln von Professionellen und die damit häufig verbundene Defizit-Perspektive auf die 
AdressatInnen sozialer Arbeit, was letztlich zu einer Entmündigung der Betroffenen 
führe. Sowohl Empowerment wie Aktivierung legen ein hohes Gewicht auf Eigenver-
antwortung, beide zielen letztlich auf eine Wiedererlangung von Autonomie der Hilfe-
suchenden ab. Dies jedoch auf ganz unterschiedliche Art und Weise, wie im Folgenden 
exemplarisch anhand der vier Gesichtspunkte – Menschenbild, Ziele, Verantwortlich-
keit Zusammenarbeit –  dargelegt wird. 
 
Menschenbild im Empowerment 
Empowerment stützt sich auf ein positives, optimistisches, humanistisches Menschen-
bild, das geprägt ist vom Glauben und Vertrauen in die Fähigkeiten, Kompetenzen und 
Ressourcen jedes Menschen. Ein humanistisches Menschenbild geht davon aus, dass 
jeder Mensch grundsätzlich zu Veränderungen und Problemlösungen fähig ist. Es folgt 
der Überzeugung, dass Menschen von Natur aus gerne Leistungen vollbringen, dass 
sie gerne Verantwortung übernehmen und auch von sich aus aktiv werden. In neueren 
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Ansätzen wird die stark individuelle Sichtweise ergänzt durch die Betonung der sozia-
len und gesellschaftlichen Bezogenheit des Menschen. Auf der Grundlage eines positi-
ven Menschenbildes geht Empowerment davon aus, dass alle Menschen eigenständi-
ge, in sich wertvolle Persönlichkeiten sind, die fähig und bestrebt sind, das eigene 
Leben selbst zu bestimmen. Jeder Mensch wird in seiner ganz eigenen Art und Aus-
drucksweise ernst genommen und auch eigen-sinnige und unkonventionelle Lebens-
entwürfe werden respektiert.  
 
Menschenbild im aktivierenden Sozialstaat 
Das Aktivierungskonzept unterstellt erst einmal pauschal Passivität bei den Adressa-
tInnen. Die Betroffenen müssen also aktiviert, kontrolliert, diszipliniert und letztlich ge-
zwungen werden, damit sie eine erwartete Leistung erbringen bzw. aktiv werden. Der 
aktivierende Sozialstaat stützt sich in Bezug auf die LeistungsbezügerInnen tendenziell 
auf ein negatives Menschenbild, das davon ausgeht, dass der Mensch von Natur aus 
arbeitsscheu ist und es vermeidet, Verantwortung zu übernehmen. Dies wird im AVIG 
durch die Verpflichtung der Versicherten, an arbeitsmarktlichen Massnahmen teilzu-
nehmen, deutlich. Mit dem vor allem in der Sozialhilfe ausgeprägten und ausgeklügel-
ten Anreizsystem soll der ‚homo oeconomicus‘ angesprochen werden, der nach wir t-
schaftlichen Gesichtspunkten denkende und rational handelnde Mensch, der auf 
Anreize reagiert und nach grösstmöglichem Nutzen strebt. 
 
Ziele von Empowerment 
Ziel von Empowerment ist es, grundsätzlich vorhandene Fähigkeiten der Menschen zu 
kräftigen und Ressourcen aufzubauen, zu stärken und freizusetzen, die für ein selbst-
bestimmtes Ausgestalten eigener individueller Lebenswege und Lebensräume förder-
lich sind. Es geht darum, Betroffene auf diesem Weg zu unterstützen und begleiten. 
Dabei zählen nicht kurzfristige Lösungen, sondern nachhaltige, was unter Umständen 
auch bedeutet, dass der Weg dorthin länger ist, als ‚gesellschaftlich‘ erwünscht. 
 
Ziele im aktivierenden Sozialstaat 
Arbeitslosenversicherung und Sozialhilfe haben das Ziel, LeistungsbezügerInnen mög-
lichst rasch und nach dem Zweckartikel im AVIG auch dauerhaft wieder in den ersten 
Arbeitsmarkt zu (re-)integrieren. In der Sozialhilfe geht es ebenfalls um eine langfrist i-
ge Ablösung der Betroffenen (vgl. SKOS H.I I-I). Es wird davon ausgegangen, dass je-
de Arbeit prinzipiell besser ist als keine, wodurch auch prekäre Arbeitsverhältnisse un-
terstützt werden. Sowohl die Arbeitslosenversicherung wie die Sozialhilfe scheinen 
hauptsächlich an kurzfristigen Lösungen interessiert zu sein, wie z.B. die Studie von 
Maeder, Knöpfel & Kutzner (2006) belegt. 
 
Eigenverantwortlichkeit, Selbstbestimmung, Autonomie im Empowerment 
Die Anerkennung von Selbstbestimmung, Selbstorganisation und Eigenverantwortlich-
keit der AdressatInnen sozialer Arbeit ist für die Empowerment-Perspektive handlungs-
leitend. Empowerment anerkennt die Autonomie der Lebenspraxis und der Lebensent-
scheidungen der AdressatInnen Sozialer Arbeit und stösst zukunftsoffene Prozesse 
des Erkundens, des Entdeckens und des Sich-Veränderns an. In der Rolle der Le-
benswelt-Analytikerin werden Kognitionsmuster, die eine Selbstattribution von Schuld 
und Eigenverantwortung für Lebensunglück formulieren und die Unveränderbarkeit 
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einschränkender Lebenssettings unterstellen, wahrgenommen, entschlüsselt und kr i-
tisch hinterfragt. Damit werden kognitive und emotionale Auswege aus der erlernten 
Hilflosigkeit aufgezeigt und möglich gemacht. Als Normalisierungsarbeiterin ist es Auf-
gabe der Professionellen, den Respekt vor dem Eigen-Sinn der Lebensentwürfe zu 
wahren und deren Selbstverantwortung gegen institutionelle Bevormundungen zu si-
chern. Professionelle müssen dabei auf dem schwierigen und schmalen Grat zwischen 
der Wahrung der Selbstbestimmung und der Notwendigkeit eines schützenden und 
kontrollierenden Eingreifens balancieren. 
 
Eigenverantwortlichkeit, Selbstbestimmung, Autonomie im aktivierenden Sozialstaat 
Im aktivierenden Sozialstaat wird der Autonomie von Betroffenen nur insofern Bedeu-
tung beigemessen, als dass sie selbst die Verantwortung für die Veränderung ihrer 
prekären Situation übernehmen müssen und sich aktiv um die (Re-)Integration in den 
Arbeitsmarkt bemühen müssen. Strukturelle Probleme werden in der Workfare-
Ideologie unterschlagen, Problemlagen werden individualisiert. Jede Person ist selber 
verantwortlich für die Pflege ihres ‚Kapitals‘ in Form ihrer Kraft, Motivation, Flexibilität 
und Qualifikation. Der Staat unterstützt Betroffene, indem er Angebote zur Qualifizie-
rung unterbreitet und sie notfalls ‚aktiviert‘, ihre Bemühungen zu verstärken. Er inves-
tiert in die Beschäftigungsfähigkeit seiner Bürgerinnen und Bürger, Sozialtransfers er-
halten so investiven Charakter. Der Staat soll letztlich sicherstellen, dass alle 
Menschen marktkompatibel und -fähig werden. 
 
Zusammenarbeitsform im Empowerment 
Empowerment geht von einer gleichberechtigten Beziehung zwischen Sozialarbeiten-
den und AdressatInnen Sozialer Arbeit aus; das professionelle Verständnis ist geprägt 
von Kooperation und Partnerschaftlichkeit. Sollen professionelle Massnahmen Erfolg 
haben, dann sind die Beteiligten aufeinander angewiesen; nur wenn Betroffene am 
Geschehen aktiv mitwirken und Professionelle ihr Handeln entsprechend darauf ab-
stimmen, kann ein gutes Ergebnis erzielt werden. Letztlich ist die betroffene Person die 
einzige, die wirklich einschätzen kann, welche Interventionsform für sie hilfreich und 
wirksam ist. Eine derart ausgerichtete ‚Dienstleistungsphilosophie‘ basiert auf dem Ge-
danken der Partizipation. Das bedeutet, dass Betroffene bei der Hilfeplanung angehört 
werden und ihre Ziele und Wünsche einbringen können. Die Zusammenarbeit ist ge-
prägt von Respekt: dem Respekt vor der Lebensautonomie der Betroffenen, dem Re-
spekt vor spezifischen Eigenarten, dem Respekt vor den eigenen Wegen und der eige-
nen Zeit, aber auch dem Respekt gegenüber der eigenen Sichtweise. Wenn 
Basisregeln und Grundwerte verletzt werden, kann dies auch dazu führen, Grenzen 
aufzuzeigen. 
 
Zusammenarbeitsform im aktivierenden Sozialstaat 
Sowohl in der Arbeitslosenversicherung wie in der Sozialhilfe ist die Teilnahme an 
Massnahmen verpflichtend. Die von Arbeitslosigkeit betroffene Person wird automa-
tisch „zum Objekt staatlicher Zuwendung und staatlicher Kontrolle“, ob sie dies nun 
wünscht oder nicht (Peter Schallberger & Bettina Wyer, 2010, S. 9). In der Sozialhilfe 
setzt die paternalistische Anwendung von Hilfe Betroffene in eine rechtlich inferiore 
Position gegenüber dem Sozialdienst, da sie dessen Weisungen befolgen müssen, in-
dem sie beispielsweise an ihnen verordneten Massnahmen teilnehmen. Sowohl im 
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AVIG wie in der Sozialhilfe haben Betroffene keine Möglichkeit zu entscheiden, ob sie 
an einer Massnahme teilnehmen wollen oder nicht. Bei mangelnden Arbeits- und/oder 
Integrationsbemühungen drohen Leistungskürzungen oder gar -einstellungen.  
8. Schlussfolgerungen 
Abschliessend soll nun die Antwort auf die dritte der eingangs gestellten Frage abgeleitet 
werden. Ist es für Sozialarbeitende in Arbeitsintegrationsprogrammen möglich, mit den 
Vorgaben des aktivierenden Sozialstaats auf der Grundlage des Empowerment-
Ansatzes Betroffene zu unterstützen und zu begleiten?  
 
Die stetige Verschiebung von Arbeitslosenversicherung und Sozialhilfe Richtung Workfare 
bedeutet für Sozialarbeitende, die in Arbeitsintegrationsprogrammen arbeiten, dass sie 
den gesellschaftlichen Auftrag ein Stück weit umdeuten müssen, d.h. dass sie sich primär 
an ihrem fachlich-ethischen Bezugsrahmen orientieren und – ganz im Sinne ihres profes-
sionellen Selbstverständnisses und auf der Grundlage von Empowerment – Betroffene auf 
dem Weg zur Rückgewinnung eines subjektiven Gefühls von Kontrolle über das eigene 
Leben begleiten.  
 
Das doppelte Mandat von Hilfe und Kontrolle als Ambivalenz 
Soziale Arbeit ist stets zwei Auftraggebenden verpflichtet: Den AdressatInnen Sozialer 
Arbeit einerseits und der Gesellschaft andererseits, was zum Spannungsverhältnis 
zwischen Hilfe und Kontrolle führt. Die beiden Begriffe können als polare Gegensätze 
oder aber als ambivalentes Spannungsverhältnis begriffen werden. Deklariert man Hi l-
fe und Kontrolle als unüberwindbare Paradoxien, wird Soziale Arbeit entweder als ge-
sellschaftsstabilisierende, herrschaftssichernde oder als empanzipatorische, revolutio-
näre Kraft begriffen. Begreift man das Verhältnis von Hilfe und Kontrolle 
demgegenüber als Ambivalenz, erhält Soziale Arbeit die positive Rolle einer intermedi-
ären Vermittlerin, die zwischen gesellschaftlichen Forderungen und individuellen Be-
dürfnissen abwägt und damit versucht, das Spannungsverhältnis zu harmonisieren. Auf 
dem Hintergrund von Empowerment kann mit Sohns (2009) gesagt werden, dass 
Fachpersonen ihren Arbeitsauftrag auf zwei Ebenen ausrichten: „Im Mittelpunkt steht 
die individuelle Stärkung der Klienten hin zum Bestehen-Können in diesem System“ (S. 
84). 
 
Ganz im Sinne von Empowerment wird in der Schweizerischen Armutsstrategie davon 
gesprochen, dass armutsgefährdete und von Armut betroffene Personen dazu befähigt 
werden sollen, finanzielle Eigenständigkeit zu erreichen und diese zu bewahren. Befä-
higung setzt ein anderes Selbstverständnis voraus, als AVIG und SKOS-Richtlinien 
formulieren. Sozialarbeitende in Beschäftigungsprogrammen haben nach Schallberger 
und Wyer (2010) gegenüber ALV-Versicherten keine formelle Sanktionsmacht – diese 
verbleibt bei der zuweisenden Stelle. Folge davon ist seiner Einschätzung nach, dass 
Sozialarbeitende gegenüber Teilnehmenden nicht mit einem doppelten Mandat der Hi l-
fe und der Kontrolle ausgestattet sind, sondern ausschliesslich mit einem professionel-
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len Hilfemandat, „es sei denn, sie massen sich zusätzlich zu diesem ein Kontrollman-
dat willkürlich an“ (S. 14). 
 
Freiwilligkeit und Zwang 
Auch wenn Betroffene eine Massnahme nur bedingt freiwillig oder sogar unter Zwang 
besuchen – was sowohl gemäss AVIG wie Sozialhilfe der Fall ist – und Angebote in 
der Folge hauptsächlich als Einmischung und Kontrolle erlebt werden, gelingt es, 
„selbst in solchen Zwangskontexten immer wieder Spielräume und Möglichkeiten zu 
schaffen, wenn Empowerment als authentische und ernst gemeinte professionelle 
Grundhaltung gelebt wird“ (Lenz, 2002, S. 19). Schallberger und Wyer pflichten dem 
bei, wenn sie von der Chance sprechen, unfreiwillig am Programm Teilnehmende 
durch die Qualität der professionellen Hilfeleistungen sekundär davon zu überzeugen, 
dass sie sich „nicht in einem Zwangs-, sondern in einem Hilfesetting befinden“ (S. 14). 
Auch hier gilt, was im vorherigen Abschnitt gesagt wurde: Versteht man Freiwilligkeit 
und Zwang dialektisch, scheint Empowerment innerhalb einer professionellen und ver-
antwortlichen Struktur so lange möglich zu sein, als Sozialarbeitende die persönliche 
Integrität ihres Gegenübers respektieren. (vgl. Pankofer, 2000b, S. 183) Sozialarbeiten-
de in Arbeitsintegrationsprogrammen können dazu beitragen, dass Betroffene die Mass-
nahme als Angebot und nicht als Zwang erfahren, indem sie Wünsche, Vorstellungen und 
Erwartungen der Betroffene erfragen, ernst nehmen und – sofern möglich – Betroffene dar-
in unterstützen, ihre Ziele auch zu erreichen.  
 
Partizipation ermöglichen 
Grundlegende Forderungen von Betroffenen sind Partizipation, Respekt und Wert-
schätzung ihnen gegenüber, dies das Ergebnis der Befragung Betroffener im Rahmen 
der gesamtschweizerischen Strategie zur Armutsbekämpfung (2010, S. 4). Durch eine 
vertiefte und verständnisvolle Auseinandersetzung mit ihrer Lebenssituation könnten 
nach Schilderungen der Betroffenen adäquatere und nachhaltigere Lösungen gefunden 
werden. Auch das Nationale Forschungsprogramm ‚Integration und Ausschluss‘ (NFP 
51) empfiehlt, die Bedürfnisse der Betroffenen verstärkt zu berücksichtigen. Zudem 
sollte vermehrt auf Freiwilligkeit und Partizipation gesetzt und mit Betroffenen ein Ver-
trauensverhältnis aufgebaut werden. Der Gedanke der Partizipation ist einer der Bau-
steine, auf denen Empowerment gründet.  
 
Individuelle Lösungen 
Die Strategie zur Armutsbekämpfung des Bundes regt an: „Für die Integration von 
Langzeitarbeitslosen in den Arbeitsmarkt braucht es gezielte, auf die Person ausge-
richtete Massnahmen“ (S. 3). Die Empowerment-Perspektive geht davon aus, dass 
Menschen ihr Leben wesentlich selber gestalten und organisieren können, auch wenn sie 
dazu zeitweilig oder sogar auf Dauer professionelle Unterstützung und Hilfe benötigen. 
Professionelle Angebote sollten sich in erster Linie nach den subjektiven Bedürfnissen 
und Wünschen von Betroffenen richten. 
 
Professionalität 
Sozialarbeitende dürfen Betroffene nicht zwecks Verbesserung der ökonomischen 
Verwertbarkeit ‚aktivieren‘, sondern zu Gunsten einer gelingenden Lebensbewältigung. 
Die Frage, was im Sinne von Autonomie zu respektieren und wogegen (normorientiert) 
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zu intervenieren ist, müssen Sozialarbeitende anhand fachlich-ethischer Grundorientie-
rungen beantworten. Ein wesentlicher Orientierungsrahmen für sie ist dabei auch der 
Berufskodex. Tut Soziale Arbeit das nicht, verkommt sie zu einer „normdurchsetzenden 
Ordnungsmacht“ (vgl. Heiko Kleve, 2003). Durch Kenntnis der innerhalb des gesetzli-
chen Rahmens gebotenen Möglichkeiten können Sozialarbeitende in arbeitsmarktli-
chen Massnahmen Betroffenen kompetente Beratung bieten und durch dieses Wissen 
allfällige Alternativen zum ‚verordneten‘ Programm aufzeigen. Gefragt ist von Sozialar-
beitenden aber auch eine „ganze Werkzeugkiste“ der psychosozialen Praxis, da Em-
powerment auch mit Blick auf die Handlungsmethodik ein offenes Projekt ist.  
 
Sozialarbeitende müssen in Arbeitsintegrationsprogrammen vertreten sein. 
In vielen Arbeitsintegrationsprogrammen sind Professionelle der Sozialen Arbeit nicht 
vertreten, im Leistungsauftrag des beco (Berner Wirtschaft) z.B. ist die Soziale Arbeit 
in den so genannten EPQ (Einsatzprogramme zur Qualifizierung, die zu den Program-
men zur vorübergehenden Beschäftigung gehören) nicht vorgesehen. Das AVIG geht 
von einem „Modell der arbeitslosen Person als kontextfreie ökonomische Akteurin“ aus, 
deren Problem einzig darin besteht, keine Stelle zu haben. „Das Modell […] führt weiter 
dazu, dass die Programme explizit keine Sozialarbeit oder andere Formen sozialer Un-
terstützung leisten“ (Nadai, Maeder & Thomas Samuel Eberle, 2006, Abschnitt 3). Die 
Studie belegt, dass die Ausblendung nicht direkt arbeitsbezogener Probleme die Integ-
ration behindert und den sozialen Ausschluss in gewissen Fällen noch beschleunigen 
kann. Systemoptimierungen können nach der Armutsstrategie des Bundes u.a. durch 
eine verbesserte Beratung und Begleitung der Betroffenen erreicht werden (S. 4), was 
durch Sozialarbeitende geleistet werden kann. 
 
Empowerment in Organisationen, in denen Sozialarbeitende tätig sind 
Sozialarbeitende sind nicht nur gegenüber ihren AdressatInnen und der Gesellschaft 
verpflichtet, sondern auch gegenüber der Organisation, in der sie arbeiten. Lenz (2002) 
geht davon aus, dass die Möglichkeiten, Empowerment im professionellen Alltag anzu-
stossen, nicht zuletzt mit den organisatorisch-institutionellen Rahmenbedingungen der 
psychosozialen Praxis zusammenhängen. „Such- und Aushandlungsprozesse erfor-
dern Kreativität, Fantasie und einen weitgehenden Verzicht auf standardisierte Thera-
pieprogramme sowie Vertrauen in die Fähigkeiten, Stärken und innovativen Potentiale 
der Menschen.“ Damit Professionelle Vertrauen in die Betroffenen setzen können, 
braucht es auch Gestaltungsmöglichkeiten und Handlungsspielräume in der Organisa-
tion, in der sie arbeiten. Lenz (2002) glaubt nicht, dass es dazu einer vollkommenen 
Umgestaltung der Institution bedarf, sondern der Schaffung einer Atmosphäre der Er-
mutigung. „Eine solche Atmosphäre kann nur entstehen, wenn Veränderungen über-
haupt zugelassen bzw. gezielt angestrebt werden“ (S. 17f). 
 
Die dritte Frage: „Ist es für Sozialarbeitende in Arbeitsintegrationsprogrammen mög-
lich, mit den Vorgaben des aktivierenden Sozialstaats auf der Grundlage des Empo-
werment-Ansatzes Betroffene zu unterstützen und zu begleiten?“ kann klar mit Ja be-
antwortet werden. 
 
Mit dem umgedeuteten gesellschaftlichen Auftrag können Sozialarbeitende im Bereich 
der Arbeitsintegration zwar ihrem beruflichen Selbstverständnis entsprechend arbeiten, 
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aber die strukturellen Schwierigkeiten und Grenzen von Workfare sind damit nicht ge-
löst. Workfare ist keine Perspektive: 
 
„Zu ‚Workfare‘ liegt international eine breite Forschungsliteratur vor, die in der Schweiz auch in Kreisen der 
Sozialwissenschaften erstaunlich wenig zur Kenntnis genommen wird. Der Hauptbefund der Forschung ist der, 
dass die mit der Umstellung zu ‚Workfare‘ versprochenen Wirkungen, nämlich, die Menschen wieder in die Ar-
beit und damit aus der Armut zu bringen, nicht nur nicht erzielt wurden, sondern umgekehrt, dass die Lage der 
von Armut Betroffenen sich infolge von ‚Workfare‘ noch zusätzlich verschlechterte.“ (Wyss, 2006, S. 4) 
 
Sozialarbeitende können innerhalb der Vorgaben des aktivierenden Sozialstaats zwar 
dazu beitragen, dass die Würde der Betroffenen gewahrt bleibt, indem sie beispiels-
weise Personen mit geringen Arbeitsmarktintegrationschancen gezielt darin unterstüt-
zen, sich alternative Quellen individueller Bewährung und sozialer Wertschätzung zu 
erschliessen, wie Schallberger und Wyer das auch fordern. Aber die Frage, wie Men-
schen aus der Armut herausgeführt werden können, ist nicht nur eine Frage der Wür-
de, sondern auch des Angebots an Arbeitsstellen mit existenzsicherndem Lohn – je-
denfalls so lange, als Lohnarbeit und materielle Lebensgrundlage aneinander 
gekoppelt sind. Staatliches Handeln, das sich mit dem Aktivierungsparadigma am Ziel 
der Vollbeschäftigung orientiert, darf nicht sakrosankt bleiben. Auf der Grundlage von 
Empowerment sollten sich Sozialarbeitende aber nicht nur auf die individuelle Ebene 
beschränken, sondern – in der von Herriger (2010, S. 232) neu definierten Rolle als 
Organisations- und SystementwicklerIn – sich aktiv einmischen in den Aktivierungsdis-
kurs. Damit können sie dazu beitragen, den durch das Aktivierungsparadigma massiv 
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